
Sachgebiet 5/1/1/1 Ausweisung 
5/1/6 Unionsrecht ARB 1/80 
5/2 Asyl- und Flüchtlingsrecht 
 

Normen AufenthG § 53 
AufenthG § 54 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG § 55 
AufenthG § 56 
EU-RL 2011/95/EU Art. 21  
EU-RL 2011/95/EU Art. 24 
ARB 2/76 Art. 7 
ARB 1/80 Art. 13 
Zusatzprotokoll zum Assoziierungsabkommen EWG/Türkei (ZP) Art. 41 
 

Schlagworte Ausweisungsrecht 
Terrorismus 
Unterstützungsbegriff 
Flüchtlingsstatus 
Qualifikationsrichtlinie 
assoziationsrechtliche Stand-Still-Klauseln 
 

Leitsatz 
1. Die PKK ist eine terroristische bzw. den Terrorismus unterstützende Vereinigung (in 
Fortführung der Senatsrechtsprechung: VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 27.05.2013 - 11 S 
2336/12 -, juris). 
  
2. Die NAV-DEM als Nachfolgeorganisation der YEK-KOM unterstützt die PKK im Sinne des 
§ 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG. 
 
3. Die Stellung als Vorstandsmitglied der NAV-DEM sowie weitere in herausgehobener 
Position entfaltete Aktivitäten für diese sowie solche als Veranstalter oder Redner auf 
Veranstaltungen im Umfeld der PKK stellen Unterstützungshandlungen im Sinne des § 54 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG dar. 
 
4. Eine im Falle eines anerkannten Flüchtlings erfolgte Ausweisung zum Zwecke der 
Titelvernichtung unter anschließender Duldung des Betroffenen  muss dem Maßstab des Art. 
24 der Qualifikationsrichtlinie gerecht werden, der insoweit § 53 Abs. 3 AufenthG n. F. ausfüllt 
und konkretisiert (im Anschluss an EuGH, Urteil vom 24. Juni 2015 - C-373/13 <T.> -, juris). 
Gleiches gilt, soweit mit der Ausweisung Einschränkungen der Rechte aus Kapitel VII der 
Qualifikationsrichtlinie einhergehen. 
 
5. Aus dem mit der Neuregelung einhergehenden Systemwechsel, weg von einer 
Ausweisung im Ermessenswege, hin zu einer gebundenen aber anhand des Maßstabes der 
Verhältnismäßigkeit unter Beachtung der den konkreten Einzelfall prägenden Umstände zu 
messenden, folgt bei der gebotenen Gesamtbetrachtung keine neue Beschränkung in Sinne 
der assoziationsrechtlichen Stand-Still-Klauseln. 
 
 
VGH Baden-Württemberg Urteil  vom 13.01.2016 11 S 889/15 
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Vorinstanz VG Karlsruhe (Az. 1 K 102/12) 

 
 Vorblatt mit Leitsatz    VENSA-Blatt ohne Leitsatz 



11 S 889/15 
 
 
 
 
 
 

VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
 Im Namen des Volkes  

 Urteil  
    

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Kläger  - 
-  Berufungskläger  - 

prozessbevollmächtigt: 
 
 
 
 
 
 

gegen 
 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, 
- Abteilung 8 - Landeserstaufnahmeeinrichtung -Ausländer-Spätaussiedler, 
Durlacher Allee 100, 76137 Karlsruhe, Az:  
 

-  Beklagter  - 
-  Berufungsbeklagter  - 

 
 
wegen Ausweisung 
 
 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, den Richter 
am Amtsgericht (waRi) Dr. Beichel-Benedetti und den Richter am Verwal-
tungsgerichtshof Dr. Hoppe aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 13. 
Januar 2016 
 
für Recht erkannt: 



- 2 - 

 
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsru-
he vom 27. Januar 2015 - 1 K 102/12 - wird zurückgewiesen. 
 
Der Kläger trägt die Kosten des Berufungsverfahrens. 
 
Die Revision wird zugelassen. 
 
 
 

Tatbestand 
 

Der Kläger wendet sich gegen seine Ausweisung aus dem Bundesgebiet. 

 

Der Kläger ist türkischer Staatsangehöriger kurdischer Volkszugehörigkeit 

und wurde am XXX   1973 in XXXX (Türkei) geboren. Er ist verheiratet, reiste 

mit seiner Frau und seinen damals drei Kindern am XXXXXXX 1997 in die 

Bundesrepublik ein und beantragte am folgenden Tag Asyl. Mit Bescheid des 

Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge vom 9. Oktober 

1997 wurden die Anerkennung als Asylberechtigter abgelehnt und zugleich 

das Vorliegen der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG sowie Abschie-

bungshindernisse nach § 53 Abs. 4 AuslG festgestellt. Inzwischen hat der 

Kläger mit seiner Frau, die im Besitz einer Niederlassungserlaubnis ist, sie-

ben Kinder, von denen sechs die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Vier 

der Kinder studieren, zwei besuchen das Gymnasium und eines die Grund-

schule. 

 

Der Kläger war zunächst im Besitz von Aufenthaltsbefugnissen bis Mitte 2005. 

Ein Antrag auf Erteilung einer Niederlassungserlaubnis vom März 2006 nahm 

der Kläger mit Blick auf den Bezug von öffentlichen Leistungen zurück. Ende 

März 2009 beantragte er erneut die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis. 

In diesem Zuge erfolgte eine Regelanfrage nach § 73 Abs. 2 und 3 AufenthG, 

die zu der Mitteilung führte, dass Erkenntnisse vorlägen. Der Verfahrensbe-

vollmächtigte des Klägers erbat am 4. Juni 2009 von der Stadt XXXXX die 

Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 AufenthG, nachdem 

das Bundesamt am 13. März 2009 mitgeteilt hatte, dass die Voraussetzungen 

für einen Widerruf oder eine Rücknahme nach § 73 Abs. 1 bzw. 2 AsylG nicht 

vorliegen würden. Unter dem 9. Juni 2009 teilte die Stadt XXXXX dem Kläger 
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mit, dass die Ermittlungen des Landeskriminalamts noch nicht abgeschlossen 

seien. Ausweislich eines in der Akte der Stadt XXXXXX befindlichen Ver-

merks vom 19. November 2009 ging die Stadt sodann davon aus, dass auf 

eine Rückantwort des Landeskriminalamts und auf die Regelanfrage verzich-

tet werden könne. Die Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 AufenthG 

wurde dem Kläger schließlich am 4. Dezember 2009 erteilt.  

 

Das in der Akte der Stadt befindliche Schreiben des Regierungspräsidiums 

XXXXXXX an die Stadt vom 22. September 2009, das per Mail an diese ge-

gangen sein soll, findet sich in der Akte erstmals als Anhang einer Mail des 

Regierungspräsidiums, datierend vom 22. Mai 2010. In diesem bittet das Re-

gierungspräsidium die Stadt um Durchführung einer Sicherheitsbefragung. 

Die Stadt teilte dem Regierungspräsidium mit, dass die Aufforderung zur 

Durchführung einer Sicherheitsbefragung nicht zu den Akten gekommen sei, 

was eventuell mit einer längeren Krankheitszeit der früheren Sachbearbeiterin 

zusammenhängen könne. Sie informierte das Regierungspräsidium darin im 

weiteren über die Erteilung der Niederlassungserlaubnis an den Kläger. 

 

Mit Schreiben vom 11. Juni 2010 informierte die Stadt dem Kläger darüber, 

dass das Regierungspräsidium sie aufgefordert habe, mit ihm eine Sicher-

heitsbefragung durchzuführen. Das Regierungspräsidium teilte dem Kläger 

mit Schreiben vom 23. Juli 2010 mit, dass die Niederlassungserlaubnis in Un-

kenntnis von Bedenken seitens der Sicherheitsbehörden gegen den weiteren 

Aufenthalt des Klägers in Deutschland erteilt worden sei. Es prüfe derzeit ei-

ne Rücknahme der Niederlassungserlaubnis bzw. eine Ausweisung. Hierzu 

werde dem Kläger die Möglichkeit eines Sicherheitsgesprächs zur weiteren 

Aufklärung gegeben. Am 23. Februar 2011 fand eine Sicherheitsbefragung 

des Klägers statt. Am anschließenden Sicherheitsgespräch nahm der Kläger 

nicht teil. 

 

Mit hier angegriffener Verfügung vom 10. Januar 2012 wurde der Kläger 

durch das Regierungspräsidium ausgewiesen und verpflichtet, sich zweimal 

wöchentlich unter Vorlage eines amtlichen Identifikationspapiers bei der für 

seinen Aufenthaltsort zuständigen polizeilichen Dienststelle zu melden. Sein 
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Aufenthalt wurde auf den Bereich der Stadt XXXXXX begrenzt und die sofor-

tige Vollziehung der Verfügung wurde angeordnet. 

 

In der Verfügung wurde im Wesentlichen zunächst in tatsächlicher Hinsicht 

auf Erkenntnisse über sicherheitsrelevante Aktivitäten des Klägers ab 2001 

und bis Dezember 2010 abgestellt und im Übrigen darauf, dass er unverän-

dert Vorstandsmitglied (nunmehr 2. Vorsitzender) der „Föderation Kurdischer 

Vereine in Deutschland e.V.“ (YEK-KOM) sei. Die Ausweisung beruhe auf  

§ 55 AufenthG in Verbindung mit § 54 Nr. 5 AufenthG. Besonderer Auswei-

sungsschutz nach Art. 14 des Assoziationsratsbeschlusses Nr. 1/80 des As-

soziationsrates EWG/Türkei bestehe nicht, da der Kläger nur über wenige 

Monate hinweg abhängig beschäftigt gewesen sei. Seit Januar 2005 stehe er 

mit seiner Familie im Leistungsbezug nach dem SGB II. Die vorliegenden Er-

kenntnisse wiesen ausreichend Tatsachen für die gerechtfertigte Annahme 

nach, dass der Kläger entsprechende Unterstützungshandlungen gegenüber 

einer Vereinigung, die den Terrorismus unterstütze, vorgenommen habe. Bei 

der PKK und deren Nachfolgeorganisationen KADEK und KONGRA-GEL 

handle sich um Vereinigungen im Sinne dieser Vorschrift. Die vom Kläger ge-

nannten Veranstaltungen, an denen dieser teilweise maßgeblich mitgewirkt 

habe, hätten erkennbar dazu gedient, nicht nur einzelne Meinungen kundzu-

tun, sondern jedenfalls auch diese Vereinigung selbst vorbehaltlos und unter 

Inkaufnahme des Anscheins der Billigung der inkriminierten Bestrebungen zu 

fördern. Insoweit sei die Freiheit der Meinungsäußerung beschränkt. Ent-

scheidend sei zudem, dass der Kläger nicht bloß passiver Teilnehmer an de-

nen vom Landesamt für Verfassungsschutz benannten Veranstaltungen der 

unterstützenden Vereinigung gewesen sei, sondern in hervorgehobener Funk-

tion, beispielsweise als Redner, diese tragend mitgestaltet und er sich auch 

nicht distanziert habe, wenn durch andere Teilnehmer der PKK bzw. deren 

Nachfolgeorganisationen gehuldigt worden sei. Er habe damit auch durch den 

Anschein der Billigung den Terrorismus gefördert. Das Engagement des Klä-

gers als Vorsitzender im kurdischen Kulturverein e.V. Ludwigshafen sei eben-

falls als Unterstützungshandlung zu werten, da dieser nach Erkenntnissen 

und Einschätzung des Landesamtes für Verfassungsschutz als KONGRA-

GEL-nah einzustufen sei. In der Vergangenheit habe der Vereinssitz mehr-
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fach zwischen Mannheim und Ludwigshafen gewechselt, wobei die Vereine 

auch unter verschiedenen Namen im Vereinsregister eingetragen worden sei-

en. Nach Einschätzung des Landesamtes für Verfassungsschutz könne davon 

ausgegangen werden, dass es sich bei diesen Vereinen um die Vorgänger-

vereine des heutigen kurdischen Kulturvereins e.V. Ludwigshafen handle. 

Zum einen bestehe zwischen diesen Vereinen Personengleichheit der Ver-

einsbesucher und auch von einigen Vorstandsmitgliedern, die im Großraum 

Mannheim/Ludwigshafen wohnhaft seien. Zum anderen hätten in allen Verei-

nen Vereinsfeierlichkeiten anlässlich bestimmter PKK-Gedenktage sowie 

„Märtyrergedenkveranstaltungen“ und „Volksversammlungen“ stattgefunden. 

Der Verein sei auch Mitglied in der YEK-KOM, die ein Dachverband von 

überwiegend KONGRA-GEL-nahen örtlichen Kurdenvereinen sei. Als 2. Vor-

standsvorsitzendem seien dem Kläger deren Aktivitäten zuzurechnen. Von 

einer gegenwärtigen Gefährlichkeit des Klägers sei auszugehen. Die Auswei-

sung sei danach aus spezialpräventiven Gründen gerechtfertigt. Die Auswei-

sung des Klägers sei auch nicht unverhältnismäßig mit Blick auf Art. 8 EMRK. 

Hinsichtlich der Integrationsleistung des Klägers sei zu beachten, dass er 

seinen Lebensunterhalt für sich und seine Familie nicht selbst sichern könne 

und weitere Verwurzelungserfolge des Klägers nicht ersichtlich seien. Das 

öffentliche Ausweisungsinteresse überwiege hier sein Bleibeinteresse, dem 

im Übrigen durch seine Duldung Rechnung getragen werden könne. Es sei 

ihm daher zuzumuten, seinen weiteren Aufenthalt auf Grundlage der Ausset-

zung der Abschiebung auszugestalten. Auch sei einzustellen, dass die Aus-

weisung auf Antrag befristet werde. 

 

Der Umstand, dass die Stadt XXXXXXX als untere Ausländerbehörde am  

4. Dezember 2009 eine Niederlassungserlaubnis erteilt habe, obwohl die Si-

cherheitsbehörden auch schon zu diesem Zeitpunkt Erkenntnisse über den 

Kläger gehabt hätten, welche zu Bedenken gegen seinen weiteren Aufenthalt 

führen könnten, sei hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der Ausweisungsverfü-

gung unschädlich. Insbesondere handele es sich nicht um ein rechtsmiss-

bräuchliches, widersprüchliches Behördenverhalten. Der Stadt XXXXXXX sei 

lediglich ein Wissen dahingehend zurechenbar, dass überhaupt Erkenntnisse 

seitens der Sicherheitsbehörden vorgelegen hätten. Über deren Inhalt und 
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Gegenstand sowie den Umstand, dass diese geeignet gewesen seien, Be-

denken gegen den weiteren Aufenthalt des Klägers zu begründen, habe die 

Stadt XXXXXXX keine Kenntnis gehabt. Vor der Mitteilung der Sicherheitsbe-

hörden seien entsprechende Ausweisungsgründe der Ausländerbehörde noch 

nicht bekannt gewesen und könnten daher auch nicht verbraucht sein. Es ge-

nüge nicht, dass die Ausländerbehörde Kenntnis darüber habe, dass die Si-

cherheitsbehörden entsprechende Erkenntnisse hätten. Entscheidend sei, 

dass weitere maßgebliche Erkenntnisse auch nach dem 4. Dezember 2009 

erlangt worden seien, wie der Bericht des Landesamtes für Verfassungs-

schutz vom 17. Juli 2011 sie darstelle. 

 

Die angeordnete zweimalige wöchentliche Meldepflicht und die räumliche Be-

schränkung auf den Stadtbezirk XXXXXXX beruhten auf §§ 54a Absatz 1 Satz 

1 AufenthG. Die Auflagen seien auch verhältnismäßig. Die Anordnung des 

Sofortvollzuges sei zum Schutz der öffentlichen Sicherheit geboten, dies ins-

besondere mit Blick auf die notwendige Kontrolle des Verhaltens des Klägers. 

Dies gelte insbesondere auch mit Blick darauf, dass die tatsächliche Beendi-

gung des Aufenthalt des Klägers nicht möglich sei. 

 

Mit Schriftsatz vom 16. Januar 2012 erhob der Kläger Klage, mit dem Antrag, 

die Verfügung vom 10. Januar 2012 aufzuheben. 

 

Das Verwaltungsgericht hörte den Kläger in der mündlichen Verhandlung im 

Hauptsacheverfahren persönlich zu den ihm vorgeworfenen Aktivitäten und 

seiner derzeitigen Funktion in der NAV-DEM und deren Zielrichtung an. Er 

räumte dabei die ihm vorgehaltenen Teilnahmen an den genannten Veranstal-

tungen in tatsächlicher Hinsicht vollumfänglich ein. Insbesondere treffe es zu, 

dass er am 8. September 2012 Versammlungsleiter des kurdischen Kulturfes-

tivals 2012 in Mannheim gewesen und dort eine Videobotschaft von Murat 

Karayilan ausgestrahlt worden sei. Derzeit sei er 2. Vorsitzender der NAV-

DEM. Diese sei durch eine Namens- und Satzungsänderung der YEK-KOM im 

Juni 2014 entstanden. Ein Antrag auf Löschung im Vereinsregister oder ein 

Auflösungsbeschluss bezüglich des Vereins YEK-KOM sei nicht erfolgt. Ne-

ben ihm und dem 1. Vorsitzenden, die bereits bei der YEK-KOM im Vorstand 
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gewesen seien, seien drei neue Mitglieder in den fünfköpfigen Vorstand ge-

wählt worden. Die NAV-DEM halte, wie die YEK-KOM zuvor, jedes Jahr zwei 

große Veranstaltungen ab. Er gehe auch weiterhin zu genehmigten Veranstal-

tungen anderer kurdischer Organisationen, auch in seiner Funktion als 2. 

Vorsitzender der NAV-DEM trete er als Redner auf. Das Verwaltungsgericht 

hörte des Weiteren Frau XXXXXX als Mitarbeiterin des Landesamtes für Ver-

fassungsschutz Baden-Württemberg informatorisch zu den Aktivitäten des 

Klägers und den Erkenntnissen des Landesamtes zu den Organisationen 

YEK-KOM und NAV-DEM an. Sie führte aus, dass sie die in den vorliegenden 

Berichten des Landesamtes zum Ausdruck gebrachte Einschätzung der ein-

deutigen Nähe des Vereins YEK-KOM zur KONGRA-GEL, in dem der Verein 

der PKK bzw. ihre Nachfolgeorganisationen Raum zur Verbreitung ihrer Erklä-

rungen und Äußerungen biete, teile. Dies gelte auch für die NAV-DEM, wie 

etwa eine Veranstaltung im Dezember 2014 gezeigt habe. Dem Landesamt 

lägen noch keine konkreten Erkenntnisse vor, dass zwischen YEK-KOM und 

NAV-DEM insoweit Unterschiede bestünden. 

 

Das Verwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 27. Januar 2015 den Be-

klagten verpflichtet, die Wirkungen der Ausweisung auf acht Jahre nach Aus-

reise des Klägers zu befristen und im Übrigen die Klage abgewiesen.  

 

Es hat im Wesentlichen ausgeführt: Die Klage sei nur teilweise begründet, 

soweit der Beklagte verpflichtet sei, die Wirkungen der Ausweisungsverfü-

gung auf acht Jahre nach Ausreise des Klägers zu befristen. Im Übrigen ver-

letze diese den Kläger nicht in seinen Rechten. Ein erhöhter Ausweisungs-

schutz nach Art. 14 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates 

EWG/Türkei (ARB 1/80) bestehe nicht, da der Kläger keine assoziationsrecht-

liche Rechtsposition erworben habe. Dies, da er selbst in der mündlichen 

Verhandlung angegeben habe, bei seinen Beschäftigungsverhältnissen je-

weils kürzer als ein Jahr angestellt gewesen zu sein. Etwaige Rechtspositio-

nen nach Art. 6 Abs. 1 Spiegelstrich 1 ARB 1/80 wären daher durch den je-

weils nächstfolgenden Arbeitgeberwechsel erloschen. 
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Der Kläger sei in den Jahren von 2001 bis 2003 Vorsitzender des kurdischen 

Kulturvereins e.V. Ludwigshafen gewesen. Zwischen 2004 und Mitte 2014 sei 

er mit einer kurzen Unterbrechung Anfang des Jahres 2012 durchgehend Mit-

glied im Vorstand, zeitweise 2. Vorsitzender, der YEK-KOM gewesen. Im Mai 

2012 sei er erneut in den Vorstand der YEK-KOM gewählt worden, die inzwi-

schen in die NAV-DEM übergegangen sei.  

 

Der Kläger erfülle die Tatbestandsvoraussetzung einer Ausweisung nach § 54 

Nr. 5 AufenthG. Die PKK und ihre Nachfolgeorganisationen seien nach stän-

diger Rechtsprechung terroristische Vereinigungen im Sinne dieser Vorschrift. 

Die PKK werde nach wie vor auf der vom Rat der Europäischen Union erstell-

ten Liste der Terrororganisationen geführt. Soweit sich der Kläger darauf be-

rufe, die PKK habe nunmehr eine geänderte Ausrichtung mit Blick auf die Ver-

teidigung der kurdischen Bevölkerung und der Jesiden im Nordirak gegen den 

IS, handele es sich um ein temporäres Phänomen, das nicht mit einem dau-

erhaften Gewaltverzicht und Friedenskurs gegenüber der Türkei einhergehe. 

Dies ergebe sich auch aus einem Interview des stellvertretenden PKK-Chefs 

Cemil Bayik vom 10. Oktober 2014, in dem dieser damit gedroht habe, dass 

sie den Verteidigungskrieg zum Schutze des Volkes auch wieder aufnehmen 

könnten. Entsprechende Stellungnahmen gebe es auch vom Oberkommandie-

renden des bewaffneten Arms der PKK „Volksverteidigungskräfte“, der erklärt 

habe, dass der Friedensprozess mit der Türkei hinfällig sei und die gemein-

samen Übergriffe des türkischen Staates mit dem islamischen Staat einer 

Kriegserklärung gleichkämen, wie sich aus der Bundestagsdrucksache 

18/3491, Seite 4, entnehmen lasse. Zu berücksichtigen sei auch, dass in der 

Vergangenheit entsprechende Kursänderungen nicht von Dauer gewesen sei-

en.  

 

Der Kläger unterstütze die PKK bzw. ihre Nachfolgeorganisationen durch sei-

ne langjährige Tätigkeit als Vorstandsmitglied der YEK-KOM bzw. nunmehr 

der NAV-DEM. Er sei nahezu ununterbrochen seit 2004 im Vorstand beider 

Vereine gewesen, was er in der mündlichen Verhandlung auch ausdrücklich 

eingeräumt habe. Er habe seine Vorstandstätigkeit aktiv ausgeübt, sei selbst 

auch als Redner und Versammlungsleiter aufgetreten und habe die Interessen 
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des Dachverbandes gegenüber den Mitgliedsvereinen vertreten. Damit seien 

dem Kläger die von diesen Organisationen ausgehenden Unterstützungs-

handlungen zuzurechnen.  

 

YEK-KOM bzw. NAV-DEM unterstützten wiederum die PKK und deren Nach-

folgeorganisationen. Die Vereinigungen schafften insbesondere eine Plattform 

für Botschaften und Propaganda der PKK und gewährleisteten eine ständige 

Präsenz der PKK im gesellschaftlichen Leben der Kurden im Bundesgebiet. 

Sie sicherten der PKK auf diesem Wege einen Raum für die Ansprache und 

die Sicherung von Unterstützung durch im Bundesgebiet lebende Kurden. 

Diese Einschätzung werde sowohl durch die Selbstdarstellung der YEK-KOM 

wie auch von der Gestaltung und dem Ablauf ihrer Veranstaltungen sowie der 

Veranstaltungen ihrer Mitgliedsvereine getragen. Im nach wie vor auf der In-

ternetpräsenz der YEK-KOM abrufbaren Arbeitsprogramm werde auf das 

Selbstverständnis der in Europa lebenden Kurden als „logistische Unterstüt-

zerInnen des nationalen Befreiungskampfes“ verwiesen. Die Pressemitteilung 

der YEK-KOM zu den gewalttätigen Auseinandersetzungen auf dem kurdi-

schen Kulturfestival im Jahr 2012 greife dies ebenfalls auf und spreche da-

von, dass die PKK für Millionen Kurdinnen und Kurden eine legitime Vertre-

tung sei und einen „gerechten Kampf gegen Krieg und Unterdrückung“ führe. 

Deswegen lasse sich die kurdische Bevölkerung nicht verbieten, die Symbole 

der PKK öffentlich zu zeigen und sich zu ihr zu bekennen. Bei diesem Selbst-

verständnis der Kurden handle es sich letztlich um das Selbstverständnis der 

YEK-KOM selbst. Denn zum einen begreife sich diese gerade als Dachorga-

nisation der Kurden in Deutschland und als deren Interessenvertretung. Zum 

anderen werde auf dieses Selbstverständnis ohne jegliche Distanzierung und 

im Gesamtkontext der Forderung nach einer Aufhebung des PKK-Verbots Be-

zug genommen. Die YEK-KOM biete zudem eine Plattform für Äußerungen 

von Funktionären der PKK. Auf ihren Großveranstaltungen würden regelmä-

ßig Grußbotschaften führender PKK-Funktionäre verlesen und als Videobot-

schaft gezeigt. Auf dem genannten Kulturfestival 2012, dessen Versamm-

lungsleiter der Kläger gewesen sei, sei eine Videobotschaft des oben genann-

ten Murat Karayilan und im Jahr 2013 eine solche des ebenfalls schon ge-

nannten Cemal Bayik gezeigt worden. Gleiches sei auf den jährlichen 
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Newroz-Festivals geschehen. Die Veranstaltungen der Mitgliedsvereine der 

YEK-KOM, an denen der Kläger in seiner Eigenschaft als Vorstandsmitglied 

teilgenommen habe, seien jeweils durch die zeitliche Nähe zu für die PKK be-

deutsamen Daten (PKK-Gründungsjahrestag; Tag der Festnahme Öcalans) 

und das regelmäßig stattfindende Märtyrergedenken gekennzeichnet, wie sich 

aus den Einschätzungen des Landesamtes für Verfassungsschutz vom 14. 

Januar 2015, 29. Januar 2014, 17. Oktober 2013 und 27. August 2012 erge-

be. Das Gedenken an Märtyrer möge Teil der kurdischen Kultur sein, wie der 

Kläger meine, zugleich komme jedoch zum Ausdruck, dass der Einsatz von 

Gewalt als politisches Mittel im „Befreiungskampf Kurdistans“ grundsätzlich 

gebilligt werde. Denn ein Gedenken an Märtyrer schließe eine positive Bewer-

tung der mit den Märtyrertod verbundenen Überzeugung ein. Dies gelte erst 

recht, weil auf den Veranstaltungen von YEK-KOM und ihren Mitgliedsverei-

nen soweit ersichtlich keine entsprechende Distanzierung von diesem bewaff-

neten Kampf erfolgt sei. Es handele sich gerade nicht, wie der Kläger wohl 

geltend machen wolle, um ein bloßes Gedenken an die verstorbenen des ei-

genen Volkes, sondern um Verstorbene im „Befreiungskampf“ der kurdischen 

Bevölkerung und zwar insbesondere derer, die bewaffnete Auseinanderset-

zungen, beispielsweise als Guerillakämpfer, geführt hätten. Durch die Umbe-

nennung der YEK-KOM in NAV-DEM sowie die damit einhergehenden Sat-

zungsänderungen habe sich die Ausrichtung des Vereins nicht verändert. Be-

reits aus vereinsrechtlicher Sicht liege keine Neugründung sondern eine blo-

ße Umfirmierung vor. Dies ergebe sich aus dem vom Kläger vorgelegten Pro-

tokoll der Delegiertenversammlung vom 22. Juni 2014. In der Pressemittei-

lung zu Umbenennung vom 18. Juli 2014 spreche die Organisation selbst da-

von, dass „die Föderation der kurdischen Vereine in Deutschland YEK-KOM 

e.V. […] ihre Arbeit fortan unter dem Namen NAV-DEM e.V. fortsetzen [wird]“. 

Dabei sei nicht in Abrede zu stellen, dass die NAV-DEM auf eine umfassen-

dere Organisation kurdischer Vereine ausgerichtet sein möge und ihre sat-

zungsmäßigen Ziele grundsätzlich legitime politische Anliegen beträfen. § 54 

Nr. 5 AufenthG stelle jedoch auf tatsächliche Unterstützungshandlungen ab. 

Es gebe keine Anhaltspunkte für eine wesentliche Veränderung des Aktivi-

tätsspektrums der NAV-DEM gegenüber der YEK-KOM. Die NAV-DEM führe 

nach dem übereinstimmenden Bekunden des Klägers und des Landesamtes 
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für Verfassungsschutz die beiden zentralen Großveranstaltungen (Newroz-

Feier und kurdisches Kulturfestival) fort. Eine Änderung des Arbeitspro-

gramms sei bislang nicht erfolgt. Auch eine Distanzierung von den bisherigen 

Aktivitäten der YEK-KOM bzw. der Aktivitäten der PKK habe es nicht gegeben 

und gebe es auch jetzt nicht. Im Gegenteil führe die NAV-DEM die politischen 

Aktivitäten zur Aufhebung des PKK-Verbots fort. So führe eine Presseerklä-

rung vom 24. November 2014 anlässlich des 21. Jahrestages des Verbots der 

PKK aus, dass das Betätigungsverbot für die PKK dazu geführt habe, dass 

„jegliches Engagement gegen den Krieg in Kurdistan und für die Rechte des 

kurdischen Volkes […] Repressionen und Kriminalisierung ausgesetzt [war]“. 

 

Der Kläger könne sich für seine Tätigkeit bei der YEK-KOM bzw. der NAV-

DEM nicht auf den Verbrauch der Ausweisungsgründe durch Erteilung der 

Niederlassungserlaubnis im Jahr 2009 berufen. Aus Gründen des Vertrauens-

schutzes könne eine Ausweisung in der Regel nicht mehr auf solche Tatbe-

stände gestützt werden, in deren Kenntnis die Ausländerbehörde zuvor vor-

behaltlos eine Aufenthaltserlaubnis erteilt habe. Für den Vertrauensschutz 

des Ausländers sei maßgeblich, wie dieser bei verständiger Würdigung die 

Erteilung der Aufenthaltserlaubnis verstehen durfte. Insofern dürfe eine Aus-

weisung nicht mehr allein auf die Betätigung des Klägers vor der Erteilung der 

Niederlassungserlaubnis im Jahr 2009 gestützt werden, da er insoweit davon 

habe ausgehen dürfen, dass diese Betätigung im Verfahren zur Erteilung der 

Niederlassungserlaubnis überprüft worden sei. Jedenfalls für den Zeitraum ab 

Erlass der angegriffenen Ausweisungsverfügung bis zum Tag der mündlichen 

Verhandlung, dem entscheidungserheblichen Zeitpunkt, könne der Kläger je-

doch keinen Vertrauensschutz geltend machen. Mit der Anhörung durch die 

Beklagte am 3. März 2011, spätestens jedoch mit Zustellung der Auswei-

sungsverfügung am 12. Januar 2012, habe dem Kläger die unterbliebene Prü-

fung von Ausweisungsgründen nach § 54 Nr. 5 AufenthG durch die Stadt 

XXXXXXX bewusst sein müssen. Schutzwürdiges Vertrauen auf seine weitere 

Betätigung für die YEK-KOM ohne entsprechende ausländerrechtliche Konse-

quenzen habe der Kläger ab diesem Zeitpunkt nicht mehr entwickeln können. 

Der bis dahin bestehende Vertrauensschutz hindere aber nur die Neubewer-

tung vergangener Ereignisse, nicht jedoch die Bewertung der fortgesetzten 
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Tätigkeit des Klägers. Die erneute Wahl des Klägers in den Vorstand der 

YEK-KOM im Mai 2012 stelle die entscheidende Zäsur dar. Dieser habe sich 

in Kenntnis der Tatsachen, auf die der Beklagte seine Ausweisungsverfügung 

gestützt habe, dazu entschlossen, seine Tätigkeit im Vorstand von YEK-KOM 

bzw. NAV-DEM fortzusetzen und er habe damit zum Ausdruck gebracht, dass 

er von einer weiteren Betätigung nicht Abstand nehme.  

 

Als anerkannter Flüchtling und Besitzer einer Niederlassungserlaubnis, der 

sich länger als fünf Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalte, dürfe der 

Kläger nur aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung ausgewiesen werden. Solche lägen insbesondere in den Fällen des 

§§ 54 Nr. 5 AufenthG vor. Ein Ausnahmefall von dieser Regel sei hier nicht 

gegeben. Der Kläger habe trotz der im Raum stehenden Ausweisung nunmehr 

erneut über einen Zeitraum von knapp drei Jahren aktiv die Aktivitäten der 

PKK über seine Vorstandstätigkeit unterstützt. Dabei habe er durch die Über-

nahme der Versammlungsleitung beim 20. kurdischen Kulturfestival in Mann-

heim und seine Rednertätigkeit eine besonders exponierte Rolle eingenom-

men. Es lägen daher die Voraussetzungen für eine Ausweisung des Klägers 

im Ermessenswege vor. Die Ermessensausübung sei nicht zu beanstanden.  

 

Die Ausweisung sei auch gemessen an Art. 21 und Art. 24 der Qualifikations-

richtlinie rechtmäßig. Auf die Frage, ob die Anforderungen für die Beendigung 

oder Ablehnung eines Aufenthaltstitels Art. 21 Abs. 1 und 2 der Qualifikati-

onsrichtlinie geringer seien als die aus Art. 24 Abs. 1 komme es nicht an. 

Denn die Voraussetzungen des Art. 21 Abs. 3 der Qualifikationsrichtlinie sei-

en erfüllt. Danach dürfe die Ausweisung eines anerkannten Flüchtlings, jeden-

falls wenn sie ein unbefristetes Aufenthaltsrechts ersatzlos zum Erlöschen 

bringe, nur erfolgen, wenn der Betroffene aus schwerwiegenden Gründen als 

eine Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland anzusehen 

sei. Dabei sei eine individuelle Prüfung des Einzelfalls erforderlich. In Anleh-

nung an das Refoulement-Verbot des Art. 33 GFK reiche die bloße Unterstüt-

zung oder Zugehörigkeit zu einer Organisation im Sinne des § 54 Nr. 5 Auf-

enthG noch nicht aus. Vielmehr müsse sich die von der Organisation ausge-

hende Gefährdung in der Person des Ausländers konkretisieren. Die Gründe 
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müssten so gravierend sein, dass sie es rechtfertigten, dass Refoulement-

Verbot des Art. 33 GFK zurücktreten zu lassen. Das setze eine qualifizierte 

Unterstützung des Terrorismus voraus, insbesondere durch eigene Gewaltbei-

träge oder als aktiver Funktionär. Dies setze eine wertende Gesamtbetrach-

tung der Umstände des Einzelfalles voraus, unter anderem auch von dem 

Grad der Gefährlichkeit der jeweiligen Organisation, der etwa durch ihre 

Struktur, Größe und eine Gewaltbereitschaft bestimmt werde. Eine Gefahr für 

die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland sei auch durch Unterstützung 

einer Organisation gegeben, die im Bundesgebiet selbst keine Terrorakte ver-

übe, denn es sei grundsätzlich nicht ausgeschlossen, dass sie die Gewalt 

auch als Mittel zur Lösung politischer Konflikte außerhalb ihres eigentlichen 

militärischen Aktionsgebiets einsetze. Zudem hätten Funktionäre der PKK 

auch Kurden in Deutschland zum bewaffneten Kampf in Syrien aufgerufen. 

Die Rückkehr solcher Kämpfer nach Deutschland stelle sich, wie bei Kämp-

fern anderer Organisation auch, als unkalkulierbares Sicherheitsrisiko dar. 

Eine Gefährdung der inneren und äußeren Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschland durch die Aktivitäten der PKK bestehe aber auch dann, wenn die 

Verübung terroristischer Akte auf dem Bundesgebiet durch die PKK ausge-

schlossen wäre und sich alleine auf die Türkei beschränkten. Denn die Türkei 

und Deutschland seien NATO-Bündnispartner und in ein System kollektiver 

Verteidigung im Sinne von Art. 24 GG eingebunden. Diese Sicherheitspart-

nerschaft wäre in Frage gestellt, würde ein Bündnispartner die Unterstützung 

terroristischer Vereinigungen im Gebiet eines anderen Bündnispartners dul-

den. Die Duldung solcher Aktivitäten könne zu einer in Stabilisierung der Si-

cherheitslage im betroffenen Staat führen, die wiederum dessen Handlungs- 

und Beistandsfunktion gegenüber sein Bündnispartner beeinträchtigen könne.  

 

Der Kläger habe durch seine aktive Funktionärstätigkeit die PKK in diesem 

Sinne qualifiziert unterstützt. Die aktive Tätigkeit im Vorstand der Vereine sei 

einer direkten Einbindung in die PKK-Funktionärsebene gleichzusetzen. Ohne 

die entsprechenden Veranstaltungen der YEK-KOM bzw. NAV-DEM wäre die 

Organisation und die Sicherung des Zusammenhalts der Anhängerschaft der 

PKK in Deutschland nicht oder nur unter erheblich erschwerten Bedingungen 

möglich. Die Aufrechterhaltung eines jahrelangen, bewaffneten Guerillakamp-
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fes könne nur aufrechterhalten werden, wenn im Hintergrund der kämpfenden 

Einheiten ein stabiles und ideologisch gefestigtes Umfeld der Unterstützung, 

sei es in finanzieller oder politischer Hinsicht, bestehe. Die Bedeutung der 

YEK-KOM bzw. NAV-DEM für die Aktivitäten der PKK sei als sehr hoch zu 

bewerten. Besonders deutlich werde dies an den organisierten Veranstaltun-

gen der Vereinigungen. Sie ermöglichten der PKK bzw. ihre Nachfolgeorgani-

sationen, unter dem Schirm der Vereine die jeweilige Parteilinie an eine große 

Zahl von Personen zu vermitteln und dabei das auf den Großveranstaltungen 

erzeugte Gemeinschaftsgefühl für ihr Anliegen zu nutzen. Eine stärkere Iden-

tifikation und Unterstützung der Anliegen einer verbotenen Organisation als 

die Präsentation der Videobotschaften ihrer Führer vor einem Massenpubli-

kum sei schwerlich vorstellbar. Dies rechtfertige es, die Vorstandstätigkeit in 

diesen Vereinen, zumal wenn sie im Fall des Klägers ohne jegliche Distanzie-

rung zu den Aktivitäten der PKK erfolge, einer Funktionärstätigkeit in der PKK 

gleichzusetzen.  

 

Die Anordnung der Meldepflichten und der Aufenthaltsbeschränkung gemäß  

§ 54 a AufenthG sei ebenfalls rechtmäßig. Der Kläger habe einen Anspruch 

auf Befristung der Wirkungen der Ausweisung auf eine Dauer von acht Jah-

ren. 

 

Das Verwaltungsgericht hat die Berufung zugelassen, da die Frage grund-

sätzliche Bedeutung habe, ob die Tätigkeit im Vorstand eines nicht verbote-

nen Vereins, der eine Vereinigung unterstütze, die den Terrorismus unter-

stützt, die Voraussetzung des Art. 21 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 2 und 

Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie erfüllen könne. 

 

Gegen das dem Kläger am 31. März 2015 zugestellte Urteil hat dieser mit 

Schriftsatz vom 20. April 2015, eingegangen am selben Tag, beim Verwal-

tungsgericht Berufung eingelegt.  

 

Er führt im Wesentlichen aus: Dem Verwaltungsgericht fehle die Sachkunde 

für die Feststellung, dass die Umbenennung der YEK-KOM in NAV-DEM nicht 

zu einer wesentlichen Änderung des Aktivitätenspektrums der NAV-DEM ge-
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genüber der YEK-KOM geführt habe. Zudem könne aufgrund einer veränder-

ten internationalen Entwicklung nicht mehr ohne weiteres mit Blick auf die 

PKK von einer terroristischen Vereinigung ausgegangen werden. Einheiten 

der PKK hätten insbesondere ab August 2014 verfolgte Jesiden im Norden 

des Iraks vor dem IS geschützt, dies, nachdem die Peschmergas den Schutz 

verweigert hätten. Auch bei der Verteidigung von Kobane habe die PKK eine 

wichtige militärische Schutzfunktion für die schutzlose Zivilbevölkerung über 

ihren syrischen Zweig YPG übernommen. Diese sei dabei von der US-

Luftwaffe unterstützt worden. Die PKK müsse nach Einschätzung westlicher 

Beobachter in den politischen Prozess eingebunden werden. Die US-

Regierung weise ausdrücklich darauf hin, dass die YPG ungeachtet ihrer en-

gen Verbindung zur PKK nicht als terroristische Organisation angesehen wer-

de. Dies habe zu einer Überprüfung der Position der USA und westlicher 

Staaten im Hinblick auf ihre Einstellung gegenüber der PKK geführt. Haupt-

hindernis bei den Bemühungen um eine gemeinsame internationale Strategie 

gegen den IS sei die türkische Regierung, die völlig eigene Interessen verfol-

ge. Jedenfalls bedürfe es einer sorgfältigen Aufklärung der aufgezeigten Ent-

wicklung und der darauf beruhenden Einschätzung. Das von den Verfas-

sungsschutzbehörden unterstellte separatistische Ziel bezogen auf die Türkei 

sei seit langem überholt. Von der PKK gebilligte und koordinierte militärische 

Einsätze gegen die Türkei würden seit zwei Jahren nicht mehr geführt. Entge-

genstehende Äußerungen hochrangiger Funktionäre der PKK müssten dem 

nicht zwingend entgegenstehen, sondern könnten auch als Teil der Propa-

ganda zwischen der PKK und dem türkischen Staat bewertet werden. Terro-

ristische Aktionen in europäischen Ländern seien seit 2005 nicht mehr unter-

nommen worden. Die politische und militärische Strategie der PKK habe sich 

seit dem Aufkommen des IS nahezu ausschließlich auf eine Schutzfunktion zu 

Gunsten der jesidischen und kurdischen Bevölkerung in Syrien verändert. Es 

entspreche jedenfalls dem Willen der jetzigen Führung der PKK, den Kampf 

der Einheiten vollständig auf den Schutz der bedrohten Zivilbevölkerung in 

den bezeichneten Ländern zu konzentrieren.  

 

Das Verwaltungsgericht stelle auf die Vorstandstätigkeit des Klägers bei der 

YEK-KOM bzw. der NAV-DEM ab, bezeichne jedoch keine einzige Aktivität 
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des Klägers, die als individuelle Unterstützung der PKK ausgelegt werden 

könne. Der Unterstützungsbegriff werde unzutreffend ausgelegt, insbesonde-

re soweit auf Aktivitäten „im Interessenbereich der PKK“, namentlich der For-

derung nach Aufhebung des PKK-Verbots unter Freilassung Öcalans abge-

stellt werde. Von derartigen, politisch neutralen Forderungen könne nicht auf 

Unterstützung einer terroristischen Vereinigung bzw. eines bewaffneten 

Kampfes der PKK geschlossen werden. Es handele sich nicht um den Aufruf 

zur Begehung terroristischer Taten. Soweit das Verwaltungsgericht anführe, 

dass in dem „Denken an Märtyrer“ zugleich zum Ausdruck komme, dass der 

Einsatz von Gewalt als politisches Mittel im Befreiungskampf Kurdistans 

grundsätzlich gebilligt werde, habe der Kläger darauf hingewiesen, dass er 

insgesamt 13 nahestehenden Angehörigen in dem Kurdenkonflikt in der Tür-

kei gedacht habe, die durch das türkische Militär getötet worden seien. Er sei 

gläubiger Muslim und bekunde so seine Trauer und seinen Respekt vor den 

Toten. Damit habe sich das Verwaltungsgericht in seiner Bewertung nicht 

auseinandergesetzt. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht verlange für eine Unterstützung des Terroris-

mus aus rechtsstaatlichen Gründen eine engere Verbindung zu den terroristi-

schen Aktivitäten, da dem Einzelnen anderenfalls ein Verhalten zugerechnet 

werde, dass weder von seinem Willen noch von der durch ihn unterstützten 

Vereinigung getragen werde. Lediglich die Befürwortung bestimmter spezifi-

scher Ideologien oder Weltanschauungen, sofern daraus nicht Handlungsan-

leitungen zur Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung politischer oder reli-

giöser Ziele abgeleitet würden, reichten danach nicht aus. Eine Vereinigung 

könne nur dann als den Terrorismus unterstützende Vereinigung angesehen 

werden, wenn sie Dritte mit einer entsprechenden Einstellung für die militante 

Durchsetzung der Ideologie gewinnen wolle. Das Verwaltungsgericht wende  

§ 54 Nr. 5 AufenthG indessen bereits dann an, wenn z.B. die Aufhebung des 

Vereinsverbots der PKK oder eine friedliche Lösung des Kurdenkonflikts in 

der Türkei gefordert werde. Es lasse bereits bloße Sympathiebekundungen 

für eine Organisation, die durch die Sicherheitsbehörden als terroristische 

eingestuft werde, für den Unterstützungsbegriff ausreichen, ohne dass zu-

sätzliche Tatsachen festgestellt würden, dass die Zwecke oder die Tätigkeit 
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der Vereinigung auch auf die Unterstützung des Terrorismus gerichtet seien, 

etwa dadurch, dass gezielt bei Veranstaltungen Jugendliche für den bewaff-

neten Kampf in kurdischen Siedlungsgebieten angeworben oder durch kon-

krete Aktionen Kämpfer der PKK in diesen Gebieten unterstützt würden.  

 

Das Verwaltungsgericht verletze § 54 Nr. 5 AufenthG auch, indem es keinen 

subjektiven Tatbestand voraussetze. Es stelle auf die Vorstandsfunktionen 

des Klägers in PKK-nahen Vereinigungen ab, berücksichtige aber nicht, dass 

dieser an seine 13 verstorbenen Verwandten gedacht habe. Im Übrigen fehl-

ten Feststellungen dazu, dass der Kläger bei seinen Aktivitäten bewusst und 

gewollt den internationalen Terrorismus unterstütze.  

 

Die Rechtsauffassung des Bundesverwaltungsgerichts zum Unterstützungs-

begriff werde zudem verfassungsrechtlichen Maßstäben nicht gerecht. Schon 

im objektiven Tatbestand sei darauf zu achten, dass der Unterstützungsbegriff 

nicht unverhältnismäßig namentlich in das Recht auf freie Meinungsäußerung 

eingreife. Der Organisationsbezug sei daher nicht schon immer dann zu beja-

hen, wenn in irgendeiner Form auf den verbotenen Verein und seine Aktivitä-

ten hingewiesen werde, ohne dass nach dem deutlich erkennbaren Sinn der 

Äußerungen die Tätigkeit des Vereins gefördert werden solle. Aus dem Span-

nungsverhältnis zwischen Grundrechtsschutz und Gefahrenabwehr folge das 

Erfordernis einer restriktiven Auslegung des Unterstützungsbegriffs. Unter-

stützungshandlungen müssten auf die Festigung vorhandener terroristischer 

Strukturen abzielen und der Ausländer selbst müsse einen den Unterstüt-

zungsbegriff gerecht werdenden Beitrag zur Unterstützung der Vereinigung 

leisten. Das Bundesverfassungsgericht weise ausdrücklich darauf hin, dass 

dem Einzelnen nicht verboten werde, selbst bestimmte politische Ziele anzu-

streben und zu vertreten, wohl aber, dies durch Förderung der verbotenen 

Tätigkeit des Vereins zu tun. Die Abwehr richte sich nicht gegen die Handlung 

des Einzelnen als solche, sondern gegen die mit ihr verbundene Stärkung der 

Organisation. Es reiche nicht aus, wenn der Außenstehende gleiche Ansich-

ten wie die verbotene Partei vertrete. Einer Meinungsäußerung sei daher nur 

dann eine objektive Gefahr immanent, wenn zusätzlich äußere, sich nicht nur 

aus der Willensrichtung des Äußernden ergebende Umstände hinzuträten, die 
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der Äußerung einen unmittelbaren Förderungseffekt geben. Es bedürfe einer 

auf die terroristische Tätigkeit der Vereinigung bezogene Zweckgerichtetheit 

und insoweit gelte auch das Regelbeweismaß für Tatsachenfeststellungen. 

Engagierte Sympathisanten im Umfeld einer terroristischen Organisation, die 

wie hier der Kläger nicht strukturell in diese eingebunden seien, erfüllten da-

her aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht den Begriff der Unterstützung einer 

Vereinigung, die ihrerseits den Terrorismus unterstütze.  

 

Es müssten die gleichen Maßstäbe gelten wie für den strafrechtlichen Unter-

stützungsbegriff. Daran fehle es regelmäßig, wenn die Betätigung sich auf 

Geldspenden, Verteilung von Zeitungen und Flugblättern, die Teilnahme an 

friedlichen Demonstrationen, Hungerstreiks oder nicht gewalttätigen Beset-

zungsaktionen beschränke. Von terroristischem Aktivitäten im Einzelfall sei 

auszugehen, wenn der Betreffende aufgrund seiner hochrangigen Funktionär-

stätigkeit für die PKK eine qualifizierte Mitverantwortung für deren kriminelle 

und terroristische Aktivitäten in Deutschland trage. Dies werde auch durch die 

Rechtsprechung zur Anwendung von Art. 1 GFK, Art. 12 Abs. 2 lit. b der 

Richtlinie 2004/83/EG, § 3 Abs. 2 Nr. 2 AsylG bestätigt. Auch dort gehe es um 

eine Zurechnung nach verwaltungsrechtlichen und nicht strafrechtlichen 

Grundsätzen, wobei dort der Beweisstandard hinsichtlich der materiellen Zu-

rechnungskriterien gegenüber dem Strafrecht nicht herabgesenkt sei. Hier wie 

dort gehe es um die Gefährdung wichtiger öffentlicher Schutzgüter durch ter-

roristische Gefahren. Verlangt werde dort ein vorsätzlicher Beitrag mit dem 

Ziel, die kriminelle Tätigkeit oder die strafbare Absicht der Gruppe zu fördern. 

Die Beiträge müssten also ausreichend sein, die Fähigkeit der Organisation, 

terroristische Anschläge zu verüben, zu fördern. Auch der Gerichtshof der Eu-

ropäischen Union fordere in diesem Zusammenhang eine individuelle Prüfung 

der genauen tatsächlichen Umstände. Er gehe davon aus, dass bei einer her-

vorgehobenen Position eine individuelle Verantwortlichkeit vermutet werden 

könne. Ob diese Vermutung gerechtfertigt sei, erfordere nach seiner Recht-

sprechung aber eine Prüfung sämtlicher erheblicher Umstände.  

 

In vorliegendem Fall sei zur Entlastung des Klägers zu berücksichtigen, dass 

er nicht in eine Organisation eingebunden sei, die sich terroristischer Mittel 
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bediene. Zwar gehe das Bundesverwaltungsgericht davon aus, dass für den 

präventiven Gefahrenabwehrschutz gegenüber dem strafrechtlichen Maßstab 

der Begriff der Unterstützung einer terroristischen Vereinigung erweitert wer-

den dürfe. Aus verfassungsrechtlichen Gründen setze aber eine präventive 

Gefahrenabwehrmaßnahme voraus, dass durch das individuelle mit der Aus-

weisung bekämpfte Verhalten des Einzelnen eine konkrete Gefahr für wichti-

ge Gemeinschaftsgüter hervorgerufen werde. Es bedürfe stets einer konkre-

ten Gefahr für die öffentliche Sicherheit, die auf konkret umrissenen Tatsa-

chen beruhe. Dass Sympathiebekundungen für eine terroristische Organisati-

on, selbst Sympathiebekundungen für terroristische Aktivitäten, eine Gefahr 

begründeten, sei eher fern liegend, sofern keine konkreten Anhaltspunkte da-

für geliefert werden könnten, dass durch diese die öffentliche Sicherheit ge-

fährdet werde. Die Anforderungen an den Wahrscheinlichkeitsgrad dürften 

nicht beliebig abgesenkt werden. Aufgrund des prognostischen Charakters 

des Gefahrenbegriffs und der Tatsache, dass nahezu jedes Gut mehr oder 

weniger risikogeneigt sei und mit Blick auf das Recht auf Inanspruchnahme 

grundrechtlicher Freiheiten müsse der Gesetzgeber in abstrakter Weise einen 

Ausgleich dieser widerstreitenden Interessen erreichen. Dies könne dazu füh-

ren, dass Grundrechtseingriffe einer bestimmten Eingriffsintensität erst von 

bestimmten Verdachts- oder Gefahrenstufen an vorgesehen werden dürften. 

Dies gelte auch für § 54 Nr. 5 AufenthG. Es genüge nicht, dass in irgendeiner 

Form auf die terroristische Organisation und deren Aktivitäten hingewiesen 

werde, ohne dass nach dem deutlich erkennbaren Sinn der Äußerung deren 

terroristische geprägten Tätigkeiten im objektiven Sinne gefördert werden 

sollten. Gemessen hieran habe der Kläger durch seine Vereinsaktivitäten 

nicht den internationalen Terrorismus unterstützt. Für § 54 Nr. 5 AufenthG 

seien ein kognitives und ein voluntatives Element erforderlich. Hinsichtlich 

des voluntativen Elements des subjektiven Unterstützungsbegriffs fehle es 

indes an der verfassungsrechtlich gebotenen Eindeutigkeit. Nach der Recht-

sprechung genüge es, dass der Einzelne in einer inneren Nähe und Verbun-

denheit zu der Vereinigung selbst stehe, die er durch sein Engagement als 

ständiger (passiver) Teilnehmer zum Ausdruck bringe und damit deren Stel-

lung in der Gesellschaft, vor allem unter Landsleuten, begünstigend beein-

flusse, deren Aktionsmöglichkeiten und eventuell auch ihr Rekrutierungsfeld 
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erweitere und dadurch insgesamt zu einer Stärkung ihres latenten Gefähr-

dungspotenzials beitrage. Dies reiche aus verfassungsrechtlicher Sicht jedoch 

nicht aus. Auch eine bloße Stärkung eines latenten Gefährdungspotenzials 

genüge nicht den Anforderungen, die für die Eingriffsverwaltung an das Be-

stehen einer konkreten Gefahr zu fordern seien. Bei Äußerungen müsse eine 

vereinsfördernde Zielrichtung eindeutig erkennbar sein. Ob der Betroffene die 

Grenzen einer erlaubten Tätigkeit überschreite, sei davon abhängig, wie weit 

der grundrechtlich geschützte Freiheitsbereich reiche. Dies könne ohne volun-

tative Elemente nicht bestimmt werden. Es sei daher zu verlangen, dass der 

Einzelne sich mit den Zielvorstellungen und terroristischen Aktivitäten einer 

Organisation identifiziere. Dementsprechend genüge eine bloße politische 

Sympathiebekundung des Einzelnen für eine terroristische Organisation nicht. 

Die Schwelle sei erst überschritten, wenn Sympathie in Form der Verherrli-

chung des Guerillakampfes bekundet werde. Zwar könne danach auch der 

Personenkult für Öcalan berücksichtigt werden, weil diesem nach wie vor ein 

Symbolgehalt für den bewaffneten Kampf der PKK zukomme, es bedürfe aber 

zusätzlicher tatsächlicher Feststellungen für die Identifikation Einzelner mit 

dem Terrorismus, in dem Sinne, dass diese mit der Sympathiebekundungen 

für Personen oder Organisationen zugleich auch deren terroristisch geführten 

bewaffneten Kampf unterstützen wollten.  

 

Das Verwaltungsgericht habe auch keine schwerwiegenden Gründe im Sinne 

von Art. 24 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz der Qualifikationsrichtlinie festgestellt. 

Eine Regelvermutung, wie das nationale Recht, kenne das Unionsrecht nicht. 

Es sei eine individuelle Prüfung unter Berücksichtigung der Umstände des 

jeweiligen Einzelfalles erforderlich. Das Refoulementverbot des Art. 33 Abs. 1 

GFK müsse hierbei beachtet werden. Daher sei eine eigene erhebliche Ge-

walttätigkeit oder Bereitschaft hierzu oder eine strukturelle Einbindung in die-

se, etwa durch Ausübung einer aktiven Funktionärstätigkeit, erforderlich. Die 

bloße Mitgliedschaft des Klägers im Vorstand von YEK-KOM bzw. NAV-DEM 

sowie dessen Redebeiträge, die im Übrigen nicht dahingehend bewertet wor-

den seien, ob der Kläger in diesen zu Gewaltanwendung aufgerufen habe, 

genügten nicht.  
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Aus der Teilnahme an rechtmäßigen Versammlungen und an Veranstaltun-

gen, in der sich die kulturelle Identität als Kurde manifestiert habe, folge nicht 

automatisch, dass der Betroffene selbst terroristische Handlungen unterstützt 

habe. Solche Veranstaltung seien auch nicht automatisch terroristische Hand-

lungen.  

 

Zudem sei durch das neue Ausweisungsrecht dem bisherigen Automatismus 

eine klare Absage erteilt worden. Es sei danach eine ergebnisoffene Abwä-

gung auf Tatbestandsseite erforderlich, die gerichtlich voll überprüfbar sei. 

Hier fehle es schon an einer konkreten Gefahr als Grundlage einer solchen 

Abwägung. Generalpräventiv motiviert sei die Ausweisung im Rahmen des 

§ 53 Abs. 3 AufenthG, dessen Voraussetzungen auch im Übrigen nicht vorlä-

gen, nicht zulässig. Es fehle an der Unerlässlichkeit der Maßnahme. Auch bei 

Annahme einer vom Kläger ausgehenden Gefahr gehe die Abwägung zu des-

sen Gunsten aus, da besonders schwerwiegende Ausweisungsinteressen 

nicht bestünden und zugleich besonders schwerwiegende und schwerwiegen-

de Bleibeinteressen vorlägen. Der langjährige rechtmäßige Aufenthalt des 

Klägers in Deutschland und die Interessen seiner Familie, mit der er zusam-

men lebe, seien umfassend zu berücksichtigen. Eine Nachreisen der Familie 

in die Türkei sei dieser nicht zuzumuten. Auch sei zu beachten, dass eine Be-

endigung des Aufenthalts des Klägers aufgrund seines Flüchtlingsstatus nicht 

zulässig sei.  

 

Das Verhalten des Klägers erfülle auch deshalb nicht die Voraussetzungen 

der Art. 21 Abs. 2 und 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie, da er selbst we-

der terroristische Handlungen begangen habe, noch solche geplant, entschie-

den oder andere dazu angeleitet bzw. finanziert oder er Mittel dazu beschafft 

habe. Eine dieser abschließend zu verstehenden Handlungen verlange der 

Gerichtshof der Europäischen in seiner Entscheidung in der Rechtssache „T.“ 

(Urteil vom 24. Juni 2015 - C-373/13 <T.> -, juris) jedoch. Auch betone dieser, 

dass eine Teilnahme an erlaubten Veranstaltungen keine solche Handlung sei 

und sich daraus nicht zwingend die Unterstützung solcher Taten ergebe.  
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Der Kläger beantragt,  
 
unter Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts vom 27. Januar 
2015 - 1 K 102/12 -  die Verfügung des Regierungspräsidiums Karlsru-
he vom 10. Januar 2012 aufzuheben. 
 

Der Beklagte beantragt,  
 
die Berufung zurückzuweisen. 
 

Er führt im Wesentlichen aus: Die PKK sei auch nach wie vor als terroristi-

sche Organisation zu sehen. Sie sei weiterhin in der Liste im Anhang des 

Gemeinsamen Standpunkts 2001/931 sowie im bindenden Anhang zur Ver-

ordnung (EG) 2850/2001, zuletzt aktualisiert durch die Durchführungsverord-

nung (EU) 2015/513 vom 26. März 2015, aufgeführt. Zudem sei auf die Bun-

destagsdrucksache 18/3702 vom 7. Januar 2015 zu verweisen, in der die 

Bundesregierung deutlich mache, weshalb sie am Vereinsverbot bezüglich 

der PKK festhalte und diese als terroristische Organisation einstufe. Diese 

halte weiter an ihrem Standpunkt fest, nicht zwischen „guten“ und „bösen“ 

Terroristen zu unterscheiden. Zwar gehe die Bundesregierung nicht von An-

griffen der PKK in Deutschland oder gegen deutsche Ziele aus, dennoch 

stünden Angriffe gegen Ziele des Nato-Partners Türkei unverändert auf dem 

Plan der PKK. Dies werde weiterhin von der Bundesregierung missbilligt und 

im Rahmen der Möglichkeiten deutscher Sicherheitsbehörden verhindert. Die 

Bundesregierung weise zudem darauf hin, dass die PKK Europa als Rück-

zugsraum für finanzielle und politische Aktivitäten betrachte. Weiterhin sei der 

Friedenprozess zwischen der Türkei und den Kurden seit Juli 2015 beendet, 

da die Waffenruhe zerbrochen und es zu neuen Kämpfen und Anschlägen ge-

kommen sei. Am 22. Juli 2015 seien in Ceylanpinar im Südosten der Türkei 

zwei Polizisten ermordet worden. Die PKK habe sich hierzu bekannt. Am 10. 

August 2015 seien mehrere Anschläge in Istanbul erfolgt, darunter einer auf 

eine Polizeiwache, zu denen sich die PKK ebenfalls bekannt habe. Am 11. 

August 2015 habe es einen weiteren Anschlag in Südost-Anatolien gegeben, 

bei dem ein türkischer Soldat ums Leben gekommen sei.  
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YEK-KOM und NAV-DEM unterstützten die PKK und deren Nachfolgeorgani-

sationen insbesondere durch eine Plattform für Botschaften und Propaganda 

der PKK; sie gewährleisteten eine ständige Präsenz der PKK im gesellschaft-

lichen Leben der Kurden im Bundesgebiet. Die bloße Umbenennung der YEK-

KOM in die NAV-DEM habe das Verwaltungsgericht zutreffend bewertet, dies 

werde auch durch den Bericht des Landesamtes für Verfassungsschutz vom 

24. August 2015 aufgezeigt. Eine Änderung des Arbeitsprogramms sei nicht 

erfolgt, es gebe auch keine Distanzierung der NAV-DEM von den Aktivitäten 

der YEK-KOM. Auf beiden Internetpräsenzen werde jeweils das Logo der 

NAV-DEM abgebildet, es werde das nahezu identische Layout verwendet, wie 

die Screenshots vom 20. August 2015 zeigten. Die NAV-DEM sei nach eige-

nen Angaben Mitglied der KON-KURD-Nachfolgeorganisation (europäischer 

Dachverband PKK-naher Vereine) und der Vorsitzende der NAV-DEM habe im 

März 2014 erklärt, dass man die deutsche Demokratie nicht akzeptieren kön-

ne, wie sich aus dem Verfassungsschutzbericht des Bundes 2014, Seite 131, 

ergebe. YEK-KOM bzw. NAV-DEM verträten entgegen der Darstellung des 

Klägers auch nicht lediglich die selben politischen Forderungen wie die PKK. 

Vielmehr würden die von der PKK gewählten Mittel der Gewalt zur Durchset-

zung ihrer politischen Ziele öffentlich unterstützt, zumindest aber gebilligt. Die 

im verwaltungsgerichtlichen Urteil erwähnte Pressemitteilung der YEK-KOM 

zu den gewalttätigen Auseinandersetzungen im Jahre 2012, in der ausgeführt 

werde, dass sich die kurdische Bevölkerung nicht verbieten lasse, die Symbo-

le der PKK öffentlich zu zeigen und sich zu ihr zu bekennen, zeige das klare 

Bekenntnis zur PKK. Von der Gewaltanwendung der PKK habe sich die YEK-

KOM auch nicht distanziert.  

 

§ 54 Nr. 5 AufenthG sei im Zusammenhang mit der UN-Resolution 1373 vom 

28. September 2001 zu sehen, in der die Staaten dazu aufgefordert würden, 

die Nutzung ihres Staatsgebietes für die Vorbereitung, Durchführung und Fi-

nanzierung internationaler terroristischer Akte zu verhindern. Daher setze  

§ 54 Nr. 5 AufenthG nicht voraus, dass von dem betroffenen Ausländer be-

reits eine konkrete Gefahr ausgehe. Angesichts der außerordentlichen Gefah-

ren des internationalen Terrorismus sei es gesetzgeberischer Wille, dass die 
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Voraussetzungen dieses Ausweisungsgrundes deutlich niedriger anzusetzen 

sei.  

 

Erforderlich sei eine wertende Gesamtbetrachtung der Aktivitäten und des 

Verhaltens des Ausländers. Einzelne belegbare Unterstützungshandlungen 

müssten vorliegen, die nach vernünftiger Wertung den Schluss zuließen, dass 

der Ausländer in nicht völlig unerheblicher Weise eine terroristische Organisa-

tion unterstütze. Zur Sicherung vor unverhältnismäßigen Eingriffen, etwa in 

die Meinungsfreiheit, müsse die Tätigkeit für den Ausländer erkennbar geeig-

net sein, sich auf die unterstützte Vereinigung positiv auszuwirken. Lediglich 

politische, humanitäre oder sonstige Ziele genügten nicht, das sei auch be-

rücksichtigt worden. Die zahlreichen Aktivitäten des Klägers auch in heraus-

gehobener Funktion könnten nicht als bloßes Gedenken an verstorbene Ver-

wandte gewertet werden, da zugleich der Einsatz von Gewalt als politisches 

Mittel gebilligt worden sei. Der Kläger in seinen herausgehobenen Funktionen 

habe auch gewusst, dass Märtyrergedenkveranstaltungen für die Sache der 

PKK instrumentalisiert würden. Zurechenbar seien ihm die Unterstützungs-

handlungen auch mangels klarer Distanzierung durch ihn oder die Organisati-

onen, für die er tätig gewesen sei und ist.  

 

Die Ausweisungsverfügung sei auch nach neuem Recht rechtmäßig. Die Vo-

raussetzungen des Art. 24 der Qualifikationsrichtlinie lägen vor, nachdem so-

gar jene des Art. 21 der Qualifikationsrichtlinie vom Verwaltungsgericht zu 

Recht bejaht worden seien. Der Kläger irre, wenn er meine, der Gerichtshof 

der Europäischen Union habe in seiner Entscheidung in der Rechtssache „T.“ 

zwingend eine Unterstützung in Form von eigenen terroristischen Tätigkeiten 

oder eine herausgehobene Stellung in der terroristischen Vereinigung selbst 

zur Voraussetzung gemacht. Stets sei der Einzelfall zu untersuchen und es 

gebe danach auch andere Formen der Unterstützung einer terroristischen 

Vereinigung. 

 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kläger den Beweisantrag gestellt: „Es 

soll eine Auskunft zu den Tatsachen, dass die NAV-DEM insbesondere das 

Ziel verfolgt, die Interessen aller Kurden aus den Staaten Syrien, Irak und 
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Türkei und die Integration der in Deutschland lebenden Kurden zu fördern 

sowie die Öffentlichkeit auf die Situation der bedrohten kurdischen Minderhei-

ten im Irak und in Syrien hinzuweisen und für die Leistung humanitärer Hilfe 

für diese Personengruppe zu werden, eingeholt werden durch eine Auskunft 

durch den Sachverständigen A. I., Steindamm 39, 20099 Hamburg“. Diesen 

hat der Senat abgelehnt. 

 

Dem Senat liegen die verfahrensbezogenen Akten der Behörde vor. Es hat im 

weiteren die sich aus Blatt 165 der Gerichtsakten ergebenden weiteren Er-

kenntnismittel erhoben, die den Parteien zuvor zugänglich gemacht wurden. 

Wegen des weiteren Vortrags wird auf die gewechselten Schriftsätze und die 

Niederschrift über die mündliche Verhandlung vom 13. Januar 2016 verwie-

sen. 

 
 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die nach Zulassung durch das Verwaltungsgericht statthafte und auch im Üb-

rigen zulässige, insbesondere fristgerecht und ordnungsgemäß begründete  

(§ 124a Abs. 6 und Abs. 3 Satz 4 VwGO) Berufung gegen das Urteil des Ver-

waltungsgerichts Karlsruhe vom 27. Januar 2015 ist unbegründet. Das Ver-

waltungsgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen, da die Ausweisungsver-

fügung den Kläger nicht in eigenen Rechten verletzt (§ 113 Abs. 1 VwGO) (I.). 

Nicht streitgegenständlich ist die vom Verwaltungsgericht getroffene Befris-

tungsentscheidung, gegen die sich der Kläger mit seinem Berufungsantrag 

nicht wendet (II.). 

 

I. Die Ausweisungsverfügung ist auf § 53 Abs. 1 AufenthG i. V. m. § 54 Abs. 1 

Nr. 2 AufenthG in der seit 1. Januar 2016 geltenden Fassung (Art. 9 des Ge-

setzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung, 

BGBl. I, S. 1386 <1399>) zu stützen; maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurtei-

lung der Sach- und Rechtslage ist der der mündlichen Verhandlung des Se-

nats (BVerwG, Urteil vom 04. Oktober 2012 - 1 C 13.11 -, Rn. 16, BVerwGE 

144, 230, Rn. 16 und vom 10. Juli 2012 - 1 C 19.11 -, BVerwGE 143, 277, Rn. 

12). 
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Nach § 53 Abs. 1 AufenthG wird ein Ausländer ausgewiesen, dessen Aufent-

halt die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche demokratische 

Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik 

Deutschland gefährdet, wenn die unter Berücksichtigung aller Umstände des 

Einzelfalles vorzunehmende Abwägung der Interessen an der Ausreise mit 

den Interessen an einem weiteren Verbleib des Ausländers im Bundesgebiet 

ergibt, dass das öffentliche Interesse an der Ausreise überwiegt. Dieser 

Grundtatbestand des neuen Ausweisungsrechts umreißt die Ausweisungs-

zwecke auf tatbestandlicher Ebene, die in § 54 AufenthG in vertypter und zu-

gleich gewichteter Form als Ausweisungsinteressen ausdifferenziert werden. 

Nicht mehr entscheidungserheblich ist danach, ob der Beklagte im erstin-

stanzlichen Verfahren seine Ermessenserwägungen in hinreichender Form 

nachgebessert hat (vgl. hierzu: BVerwG, Urteil vom 13.12.2011 - 1 C 20.11 -, 

juris). Denn ein Ermessen ist der Ausländerbehörde aufgrund des gesetzli-

chen Systemwechsels, hin zu einer gebundenen Entscheidung auf Tatbe-

standsseite, nicht mehr eingeräumt (Neidhardt, in: HTK-AuslR, § 53 Auf-

enthG, Ausweisung, Überblick, Stand: 18.01.2016, Rn. 1; terminologisch un-

zutreffend daher: Marx, Aufenthalts- Asyl- und Flüchtlingsrecht, 5. Aufl. 2015, 

§ 7, Rn. 163).  

 

Hier erfüllt das Verhalten des Klägers das danach besonders schwerwiegende 

Ausweisungsinteresse des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG (1.). § 53 Abs. 3 Auf-

enthG modifiziert den Ausweisungsmaßstab im Sinne erhöhter Anforderungen 

an das Gewicht der drohenden Rechtsgutsverletzung, sofern die in dieser 

Vorschrift aufgeführten Personengruppen betroffen sind. Der Kläger unterfällt 

als anerkannter Flüchtling dieser Regelung (2.). Dem Ausweisungsinteresse 

gegenüberzustellen ist das Bleibeinteresse des Ausländers nach  

§ 55 AufenthG, das der Gesetzgeber ebenfalls vertypt und zugleich gewichtet, 

aber nicht abschließend aufgeführt hat (3.). § 53 Abs. 1 AufenthG verlangt 

davon ausgehend ein Überwiegen des Interesses an der Ausreise, im konkre-

ten Fall in Form des Interesses an der Beendigung des weiteren rechtmäßi-

gen Aufenthalts, das unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 

im Rahmen einer umfassenden Verhältnismäßigkeitsprüfung festzustellen ist, 
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wobei in die hierbei vorzunehmende umfassende und abschließende Abwä-

gung des Ausweisungsinteresses mit dem Bleibeinteresse die in § 53 Abs. 2 

AufenthG niedergelegten Umstände einzubeziehen sind (4.). Aus all dem folgt 

auch, dass die Ausweisung vorliegend nicht gegen die assoziationsrechtli-

chen Stand-Still-Klauseln verstößt (5.). 

 

1. Im Fall des Klägers liegt ein besonders schwer wiegendes Ausweisungsin-

teresse im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG vor, der bestimmt, dass ein 

solches im Sinne von § 53 Absatz 1 AufenthG besonders schwer wiegt, wenn 

der Ausländer die freiheitliche demokratische Grundordnung oder die Sicher-

heit der Bundesrepublik Deutschland gefährdet, wovon - unter anderem dann 

- auszugehen ist, wenn Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er 

einer Vereinigung angehört oder angehört hat, die den Terrorismus unter-

stützt oder er eine derartige Vereinigung unterstützt oder unterstützt hat, es 

sei denn, der Ausländer nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem sicher-

heitsgefährdenden Handeln Abstand.  

 

Der Kläger unterstützt seit längerem und auch aktuell die PKK, eine terroristi-

sche bzw. den Terrorismus unterstützende Vereinigung (a.), und dies über-

wiegend in herausgehobener Funktion (b.). 

 

a.) Das Aufenthaltsgesetz selbst enthält keine eigene Definition des Terroris-

mus. Da die - insoweit - tatbestandlich deckungsgleichen Vorgängervorschrif-

ten des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG (§ 47 Abs. 2 Nr. 4 AuslG i. V. m. § 8 Abs. 

1 Nr. 5 AuslG; § 54 Nr. 5 AufenthG a. F.) auf die UN-Sicherheitsratsresolution 

1373 (2001) vom 28. September 2001 zurückgehen (Art. 11 Nr. 3 des Geset-

zes zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus (Terrorismusbekämp-

fungsgesetz) vom 09.01.2002, BGBl I, Nr. 3, S. 361; Kießling, Die Abwehr ter-

roristischer und extremistischer Gefahren durch Ausweisung, 1. Aufl., 2012, 

S. 187) und diese das Internationale Übereinkommen zur Bekämpfung der 

Finanzierung des Terrorismus vom 9. Dezember 1999 (BGBl 2003 II, S. 1923) 

in Bezug nimmt, wird in der Rechtsprechung zunächst auf die Definition terro-

ristischer Straftaten in Art. 2 Abs. 1 lit. b des Internationalen Übereinkommens 

abgestellt (BVerwG, Urteile vom 30.07.2013 - 1 C 9.12 -, BVerwGE 147, 261 
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und vom 15.03.2005 - 1 C 26.03 -, BVerwGE 123, 114; VGH Bad.-Württ., Ur-

teil vom 25.05.2011 - 11 S 308/11 -, juris). Danach ist eine terroristische 

Straftat als eine Handlung definiert,  

 

„die den Tod oder eine schwere Körperverletzung einer Zivilperson oder einer 

anderen Person, die bei einem bewaffneten Konflikt nicht aktiv an den Feind-

seligkeiten teilnimmt, herbeiführen soll, wenn diese Handlung aufgrund ihres 

Wesens oder der Umstände darauf abzielt, die Bevölkerung einzuschüchtern 

oder eine Regierung oder internationale Organisation zu einem Tun oder Un-

terlassen zu nötigen“. 

 

Im Weiteren wird auf den Gemeinsamen Standpunkt des Rates vom 27. De-

zember 2001 über die Anwendung besonderer Maßnahmen zur Bekämpfung 

des Terrorismus (2001/931/GASP) Bezug genommen (ABl. L 344 vom 

28.12.2001, S. 93, juris), der in seinem Artikel 1 Abs. 3 terroristische Hand-

lungen wie folgt definiert: 

 

„Im Sinne dieses Gemeinsamen Standpunkts bezeichnet der Ausdruck "terro-

ristische Handlung" eine der nachstehend aufgeführten vorsätzlichen Hand-

lungen, die durch ihre Art oder durch ihren Kontext ein Land oder eine inter-

nationale Organisation ernsthaft schädigen kann und im innerstaatlichen 

Recht als Straftat definiert ist, wenn sie mit dem Ziel begangen wird, 

 

i) die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise einzuschüchtern oder 

 

ii) eine Regierung oder eine internationale Organisation unberechtigterweise 

zu einem Tun oder Unterlassen zu zwingen oder 

 

iii) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen 

Grundstrukturen eines Landes oder einer internationalen Organisation ernst-

haft zu destabilisieren oder zu zerstören: 

 

a) Anschläge auf das Leben einer Person, die zum Tode führen können; 
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b) Anschläge auf die körperliche Unversehrtheit einer Person; 

 

c) Entführung oder Geiselnahme; 

 

d) weit reichende Zerstörungen an einer Regierungseinrichtung oder einer 

öffentlichen Einrichtung, einem Verkehrssystem, einer Infrastruktur, ein-

schließlich eines Informatiksystems, einer festen Plattform, die sich auf dem 

Festlandsockel befindet, einem allgemein zugänglichen Ort oder einem Pri-

vateigentum, die Menschenleben gefährden oder zu erheblichen wirtschaftli-

chen Verlusten führen können; 

 

e) Kapern von Luft- und Wasserfahrzeugen oder von anderen öffentlichen 

Verkehrsmitteln oder Güterverkehrsmitteln; 

 

f) Herstellung, Besitz, Erwerb, Beförderung oder Bereitstellung oder Verwen-

dung von Schusswaffen, Sprengstoffen, Kernwaffen, biologischen und chemi-

schen Waffen sowie die Forschung und Entwicklung in Bezug auf biologische 

und chemische Waffen; 

 

g) Freisetzung gefährlicher Stoffe oder Herbeiführen eines Brandes, einer Ex-

plosion oder einer Überschwemmung, wenn dadurch das Leben von Men-

schen in Gefahr gebracht wird; 

 

h) Manipulation oder Störung der Versorgung mit Wasser, Strom oder ande-

ren lebenswichtigen natürlichen Ressourcen, wenn dadurch das Leben von 

Menschen in Gefahr gebracht wird; 

 

i) Drohung mit der Begehung einer der unter den Buchstaben a) bis h) ge-

nannten Straftaten; 

 

j) Anführen einer terroristischen Vereinigung; 

 

k) Beteiligung an den Aktivitäten einer terroristischen Vereinigung einschließ-

lich durch Bereitstellung von Informationen oder materiellen Mitteln oder 
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durch jegliche Art der Finanzierung ihrer Aktivitäten in dem Wissen, dass die-

se Beteiligung zu den kriminellen Aktivitäten der Gruppe beiträgt. 

 

Im Sinne dieses Absatzes bezeichnet der Ausdruck "terroristische Vereini-

gung" einen auf längere Dauer angelegten organisierten Zusammenschluss 

von mehr als zwei Personen, die in Verabredung handeln, um terroristische 

Handlungen zu begehen. Der Ausdruck "organisierter Zusammenschluss" be-

zeichnet einen Zusammenschluss, der nicht zufällig zur unmittelbaren Bege-

hung einer terroristischen Handlung gebildet wird und der nicht notwendiger-

weise förmlich festgelegte Rollen für seine Mitglieder, eine kontinuierliche 

Mitgliedschaft oder eine ausgeprägte Struktur hat.“ 

 

Bei der hiernach erforderlichen wertenden Gesamtschau sind insbesondere 

die Ausübung von Gewalt gegenüber der Zivilbevölkerung als auch der Ein-

satz gemeingefährlicher Waffen zur Durchsetzung politischer Ziele für terro-

ristische Handlungen kennzeichnend, daneben aber auch Tötungen von ab-

trünnigen Mitgliedern der eigenen Organisation oder von Sicherheitskräften, 

sofern die Merkmale eines innerstaatlichen bewaffneten Konflikts im Sinne 

des Art. 8 Abs. 2 lit. d und f des Römischen Statuts des Internationalen Straf-

gerichtshofs vom 17. Juli 1998 nicht erfüllt sind (OVG NRW, Urteil vom 

02.07.2013 - 8 A 5118/05.A -, juris, unter Verweis auf EuGH, Urteil vom 

09.11.2010 - C-57/09, C-101/09 <B. und D.> -, NVwZ 2011, 285; BVerwG, 

Urteile vom 07.07.2011 - 10 C 26.10 -, juris und vom 04.09.2012 - 10 C 13.11 

-, BVerwGE 144, 230; jew. zum Ausschluss der Asylberechtigung wegen Un-

terstützung terroristischer Aktivitäten der PKK) bzw. eine Rechtfertigung über 

Art. 43 i. V. m. Art. 1 Abs. 4 des Zusatzprotokolls zu den Genfer Abkommen 

vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer internationaler Konflikte vom 

08. Juni 1977 (BGBl. 1990 II, S. 1551) nicht in Betracht kommt (so: BGH, Be-

schluss vom 06.05.2014 - 3 StR 265/13 -, NStZ-RR 2014, 274, verneinend zur 

PKK), Der Senat ist sich danach bewusst, dass für die Definition des Terro-

rismus nicht schlicht auf die Anwendung von Gewalt abgestellt werden kann 

und auch Konstellationen denkbar sind, bei denen sich eine Gewaltanwen-

dung als legitimes Mittel zur Wiederherstellung eines völkerrechtsgemäßen 

Zustands darstellt. 
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Davon ausgehend gibt der vorliegende Fall dem Senat keinen Anlass, seine 

bisherige Bewertung zu revidieren, dass es sich bei der PKK um eine terroris-

tische bzw. eine den Terrorismus unterstützende Vereinigung handelt (VGH 

Bad.-Württ., Beschluss vom 27.05.2013 - 11 S 2336/12 -, juris; Urteil vom 

16.05.2012 - 11 S 2328/11 -, juris; vom 07.12.2011 - 11 S 897/11 -, NVwZ-RR 

2012, 412).  

 

Die PKK ist auch weiterhin auf der vom Rat der Europäischen Union erstellten 

Liste der Terrororganisationen aufgeführt (vgl. Anhang zum Gemeinsamen 

Standpunkt des Rates vom 02.05.2002 betreffend die Aktualisierung des Ge-

meinsamen Standpunkts 2001/931/GSAP über die Anwendung besonderer 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus - 2002/340/GSAP -, ABl. EG L 

116 vom 03.05.2002, S. 75, zuletzt aktualisiert mit Beschluss 2015/2430 des 

Rates vom 21.12.2015, ABl. L 337 vom 22.12.2012, S. 18 und die Durchfüh-

rungsverordnung 2015/2425 des Rates vom 21.12.2015, ABl. L 334 vom 

22.12.2015, S. 1), was nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Euro-

päischen Union die Feststellung erlaubt, dass die Vereinigung terroristischer 

Art ist (Urteil vom 09.11.2010 - C-57/09, C-101/09  <B. und D.> -, NVwZ 

2011, 285). Folgt man der Auffassung der Generalanwältin Sharpston, die in 

der Aufnahme einer Organisation in die Liste im Anhang des Gemeinsamen 

Standpunkts 2001/931 „auf den ersten Blick“ einen „deutlichen Anhaltspunkt 

dafür“ sieht, „dass die Organisation entweder eine terroristische Organisation 

ist oder (gestützt auf Beweise, die ihrerseits rechtlich angegriffen werden 

können) im Verdacht steht, eine solche Organisation zu sein“ (EuGH, Schlus-

santräge vom 11.09.2014, C- 373/13 <T.> -, juris, Rn. 95), führt dies in Bezug 

auf die PKK zu keiner anderen Bewertung. Der Senat geht unbeschadet der 

Listung der PKK davon aus, dass von dieser keine Bindungswirkung ausgeht 

und daher eine eigenständige gerichtliche Prüfung der vorliegenden Erkennt-

nismittel nicht entbehrlich ist (so auch: BayVGH, Beschluss vom 08.05.2009 - 

19 CS 09.268 -, juris; a. A.: Neidhardt, in: HTK-AuslR, § 54 AufenthG, zu Abs. 

1 Nr. 2, Stand: 16.01.2016, Rn. 83), gleichwohl handelt es sich um ein ge-

wichtiges Indiz, zumal gegen eine Listung effektiver gerichtlicher Rechts-

schutz gewährt wird (Bauer, in: Sinn/Zöller, Neujustierung des Strafrechts 
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durch Terrorismus und Organisierte Kriminalität, 2013, 103 <111>, unter Ver-

weis auf EuGH, Urteil vom 09.11.2012 - C-539/10 P, 550/10 P <Stichting Al-

Aqsa> -, juris). 

 

Der Senat legt in tatsächlicher Hinsicht zunächst die im bisherigen Verfahren 

vom Beklagten und dem Verwaltungsgericht getroffenen Feststellungen zu 

den Aktivitäten der PKK zu Grunde, die der Kläger auch nicht in Frage stellt 

(Ziffer 2.1.1. der Ausweisungsverfügung, Blatt 25 bis 27 der Akte des Verwal-

tungsgerichts; Ziffer 1. a) des Urteils des Verwaltungsgerichts, Seite 8, unten, 

letzter Absatz bis Seite 10, Blatt 8 bis 10 der Gerichtsakte).  

 

Hiervon ausgehend ist zunächst festzustellen, dass die PKK, wie in den in 

Bezug genommenen Entscheidungen des Senats und in dem angegriffenen 

Urteil des Verwaltungsgerichts schon ausgeführt, zu keinem Zeitpunkt ernst- 

und dauerhaft von terroristischen Aktionen Abstand genommen hat, da von ihr 

ausgerufene Waffenruhen stets wieder beendet wurden. Selbst während sol-

cher Waffenruhen kam es weiterhin zu terroristischen Aktivitäten. Die Global 

Terrorism Database der University of Maryland (start.umd.edu unter dem 

Stichwort PKK) listet in ihrer aktuell bis Ende 2014 reichenden Datensamm-

lung zahlreiche terroristische Aktivitäten in der Türkei auf, die der PKK bzw. 

deren militärischen Arm, der HPG, zugerechnet werden. In zwei - im Übrigen 

gravierenden - Fällen aus dem Jahr 2014 hat diese sogar ausdrücklich die 

Verantwortung für Anschläge übernommen, und zwar für einen Angriff am 26. 

September 2014 auf Verkehrspolizisten zwischen Diyarbakir und Bitlis, bei 

der drei Polizisten getötet und zwei verwundet wurden und einen weiteren 

„Granatenangriff“ auf eine Fabrikanlage am 24. Oktober 2014 in Kagizman, in 

der Provinz Kars, bei der drei der Angreifer getötet wurden. Wie sich der ak-

tuellen Tagespresse und den weiteren Erkenntnismitteln des Gerichts ent-

nehmen lässt, hat die PKK zuletzt Ende Juli 2015 die zuvor etwa zwei Jahre 

währende (relative) Waffenruhe ausdrücklich aufgekündigt. Es kam in der 

Folge, als Reaktion auf einen Anschlag in der türkischen Stadt Suruc, zur Er-

mordung zweier türkischer Polizisten in Ceylanpinar, zu der sich die PKK be-

kannt hat, und in der Folge zudem zu Auseinandersetzungen von pro-

türkischen und pro-kurdischen Gruppen auch in Deutschland (Deutscher Bun-
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destag, „Konflikt zwischen der Türkei und PKK“, Parlamentsnachrichten vom 

22.10.2015; tagessschau.de, „PKK bekennt sich zu Anschlag auf Polizisten“, 

22.07.2015, 15:29 Uhr; Deutschlandfunk.de, „PKK fühlt sich nicht mehr an 

erklärten Gewaltverzicht gebunden“, 05.11.2015; Wladimir van Wilgenburg, 

jamestown.org, TerrorismMonitor, Vol. XIII, Issue 19, 17.09.2015, „Turkey`s 

New Syria Policy: Preventing Islamic State an Kurdish Expansion“, S. 6 f.). 

Die Australian National Security weist in einer aktuellen Stellungnahme zur 

PKK darauf hin, dass diese zwar im Zuge der Waffenruhe mit dem türkischen 

Staat ihre terroristischen Aktivitäten heruntergefahren habe, gleichwohl aber 

seit dem 20. August 2012 über 50 Menschen durch Attacken der PKK ums 

Leben gekommen und über 300 gekidnappte Kinder zwischen Dezember 2013 

und Mai 2014 zu verzeichnen gewesen seien (nationalsecurity.gov.au/lis- 

tedterrororganisations/pages/kurdistanworkersparty). Entführungen von Kin-

dern zur Erpressung von Geldzahlungen werden auch durch eine weitere se-

riöse Quelle bestätigt: M. M. berichtet in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 

vom 31. Oktober 2015 in einem ausführlichen Hintergrundbericht („Die heimli-

chen Herrscher von Diyarbakir“, S. 7) von einer größer werdenden Abhängig-

keit gewählter Politiker der HDP von der PKK in den kurdischen Gebieten der 

Türkei mit nach Auskunft von kurdischen Menschenrechtlern, wie etwa S. B., 

fatalen Folgen für jene Kurden, die bei der PKK nicht wohlgelitten seien: „Die 

PKK sieht sich keinen moralischen oder rechtlichen Werten unterworfen“, so 

B.. Wer ins Fadenkreuz der PKK gerate, könne auf niemanden hoffen. Die 

PKK treibe ihre eigenen Steuern ein und entführe Kinder von Leuten, die nicht 

zahlten. Er, B., sei überrascht, dass man im Ausland so wenig darüber wisse. 

Und weiter: In Diyarbakir sei es leichter, Erdogan oder den türkischen Staat 

anzugreifen als die PKK. „Der Preis für Kritik an der PKK kann der Tod sein, 

das Verbrennen von Autos, Häusern, Büros. Ich habe viele Drohungen be-

kommen.“, so B.. 

 

Angesichts dieser Erkenntnislage kann keine Rede davon sein, die PKK hätte 

sich zu einer den Menschenrechten und der Demokratie verpflichteten Orga-

nisation gewandelt. Die Erschießung von Verkehrspolizisten, der Angriff auf 

eine Fabrikanlage mit Granaten sowie die Entführung von Kindern zur Finan-

zierung der eigenen Aktivitäten lassen sich nach Auffassung des Senats nicht 
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als Kampfhandlungen in einem innerstaatlichen Konflikt oder gar als ein völ-

kerrechtlich gerechtfertigtes Handeln in einem solchen bewerten (vgl. hierzu: 

BGH, Beschluss vom 06.05.2014 - 3 StR 265/13 -, NStZ-RR 2014, 274). 

 

Der Senat sieht sich hier auch in Übereinstimmung mit den aktuellen Bewer-

tungen der PKK und deren Teilorganisationen durch den Bundesgerichtshof, 

(Beschluss vom 03.09.2015 - AK 27/15 -, BeckRS 2015, 16318; vom 

19.03.2015 - AK 2/15 -, juris; vom 06.05.2014 - 3 StR 265/13 -, NStZ-RR 

2014, 274, auch zur Zurechnung von Taten der TAK zur PKK; vom 16.02.2012 

- AK 1/12 und AK 2/12 -, juris, zur KCK und der HPG; Urteil vom 28.10.2010 - 

3 StR 179/10 -, NJW 2011, 542; vgl. auch Haverkamp, ZStW 2011, 92 <96>, 

Fn. 25, die bezüglich der PKK von einer Allianz von Terrorismus mit organi-

sierter Kriminalität ausgeht). 

 

Soweit der Kläger daher auf veränderte politische Umstände und dabei insbe-

sondere darauf abstellen will, dass die PKK sich nunmehr dem Kampf gegen 

den IS, dem Schutz der Zivilbevölkerung im Norden Syriens verpflichtet fühle, 

den bewaffneten Kampf gegen die Türkei aufgegeben habe und entgegenste-

hende Äußerungen hochrangiger Funktionäre der PKK als Teil der Propagan-

da zwischen der PKK und dem türkischen Staat zu bewerten seien, ist dies 

auch durch das aktuelle Vorgehen der PKK eindrucksvoll widerlegt. Selbst 

wenn man mit dem Kläger einmal unterstellt, die PKK sei mit der YPG gleich-

zusetzen und in Syrien dem Schutz der Kurden und Jesiden verpflichtet, än-

dert dies nichts an den in der Türkei verübten terroristischen Taten.  

 

b.) Davon ausgehend stellen sich die vom Kläger unbestritten entfalteten Ak-

tivitäten ab Dezember 2010 als Unterstützungshandlungen zu Gunsten der 

PKK dar, die ihm als Ausweisungsinteresse auch vorgehalten werden dürfen. 

 

Im konkreten Fall können allerdings nur noch diejenigen Aktivitäten des Klä-

gers ein solches begründen, die dieser nach erfolgter Mitteilung im Juli 2010 

an ihn, dass wegen seiner Aktivitäten die Rücknahme der Niederlassungser-

laubnis bzw. seine Ausweisung geprüft werde, entfaltet hat. Davor liegende 

sind aus Gründen des Vertrauensschutzes verbraucht. Denn ein Auswei-
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sungsinteresse ist, wie auch bislang schon ein Ausweisungsgrund, ver-

braucht, wenn ein Aufenthaltstitel in Kenntnis bzw. in der Sphäre des Staates 

zuzurechnender Unkenntnis desselben erteilt bzw. verlängert wurde (Discher, 

in: GK-AufenthG, Juni 2009, Vor §§ 53. ff. AufenthG, Rn. 382 ff., m. w. N.). 

So liegt der Fall hier. Darauf, ob solche Aktivitäten der den Titel erteilenden 

Ausländerbehörde tatsächlich selbst bekannt waren, kommt es mit Blick auf 

den damit bezweckten Vertrauensschutz, der sich aus der Perspektive des 

betroffenen Ausländers bestimmt, nicht entscheidend an. Vielmehr genügt es, 

wenn solche Aktivitäten der Ausländerbehörde hätten bekannt sein können, 

was hier der Fall ist, nachdem diese selbst eine Sicherheitsüberprüfung mit 

Blick auf vorliegende Erkenntnisse eingeleitet und sodann die Niederlas-

sungserlaubnis erteilt hat, ohne das Ergebnis der Überprüfung abzuwarten. 

Dass dies unter der - irrigen - Annahme erfolgte, eine Überprüfung sei vorlie-

gend rechtlich nicht erforderlich, ändert hieran nichts.  

 

Diese Aktivitäten des Klägers sind auch überwiegend als Unterstützungs-

handlungen im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG zu werten, insoweit gel-

ten die Maßstäbe des § 54 Nr. 5 AufenthG in der bis zum 31. Dezember 2015 

geltenden Fassung vom 30. Juli 2004 (BGBl I, S. 1950) - AufenthG a. F. und 

die hierzu in der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze - weiterhin. Als 

tatbestandserhebliches Unterstützen ist hiernach jede Tätigkeit des Auslän-

ders anzusehen, die sich in irgendeiner Weise positiv auf die Aktionsmöglich-

keiten der Vereinigung, die den internationalen Terrorismus unterstützt, aus-

wirkt. Dazu zählt zum Beispiel auch jedes Tätigwerden eines Nichtmitglieds, 

das die innere Organisation und den Zusammenhalt der Vereinigung fördert, 

ihren Fortbestand oder die Verwirklichung ihrer auf die Unterstützung terroris-

tischer Bestrebungen gerichteten Ziele fördert und damit ihre potenzielle Ge-

fährlichkeit festigt und ihr Gefährdungspotenzial stärkt. Auf einen beweis- und 

messbaren Nutzen für die Verwirklichung der missbilligten Ziele kommt es 

ebenso wenig an wie auf eine subjektive Vorwerfbarkeit. Allerdings kann nicht 

jede Handlung, die sich zufällig als für die betreffende Vereinigung bzw. den 

Terrorismus objektiv vorteilhaft erweist, als tatbestandsmäßiges Unterstützen 

verstanden werden. Vielmehr muss die eine Unterstützung der Vereinigung 

bezweckende Zielrichtung des Handelns für den Ausländer regelmäßig er-
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kennbar und ihm deshalb zurechenbar sein, nicht vorausgesetzt wird, dass 

diese ihm auch bekannt ist und er sich dessen bewusst sein muss. Auch fehlt 

es an einem Unterstützen, wenn jemand allein einzelne politische, humanitäre 

oder sonstige Ziele der Organisation, nicht aber auch die Unterstützung des 

internationalen Terrorismus befürwortet - und sich hiervon gegebenenfalls 

deutlich distanziert - und lediglich dies durch seine Teilnahme an erlaubten 

Veranstaltungen in Wahrnehmung seines Grundrechts auf freie Meinungsäu-

ßerung nach außen vertritt. Dienen solche Veranstaltungen allerdings er-

kennbar dazu, nicht nur einzelne Meinungen kundzutun, wie sie auch die Ver-

einigung vertritt, sondern soll durch die - auch massenhafte - Teilnahme je-

denfalls auch diese Vereinigung selbst vorbehaltlos und unter Inkaufnahme 

des Anscheins der Billigung ihrer terroristischen Bestrebungen (beispielswei-

se wegen des angekündigten Auftretens von Funktionären einer verbotenen 

Vereinigung, die den internationalen Terrorismus unterstützt) gefördert wer-

den, dann liegt ein im Hinblick auf den Normzweck potenziell gefährliches Un-

terstützen im Sinne von § 54 Nr. 5 AufenthG a. F. bzw. § 54 Abs. 1 Nr. 2 Auf-

enthG n. F. vor, der die Freiheit der Meinungsäußerung insoweit verhältnis-

mäßig beschränkt. Eine Unterstützung kann ferner dann in Betracht kommen, 

wenn durch zahlreiche Beteiligungen an Demonstrationen und Veranstaltun-

gen im Umfeld einer Vereinigung - wie der verbotenen PKK - bei einer wer-

tenden Gesamtschau feststeht, dass der Ausländer auch als Nichtmitglied in 

einer inneren Nähe und Verbundenheit zu der Vereinigung selbst steht, die er 

durch sein Engagement als ständiger (passiver) Teilnehmer zum Ausdruck 

bringt, und damit deren Stellung in der Gesellschaft (vor allem unter Lands-

leuten) begünstigend beeinflusst, ihre Aktionsmöglichkeiten und eventuell 

auch ihr Rekrutierungsfeld erweitert und dadurch insgesamt zu einer Stärkung 

ihres latenten Gefahrenpotenzials beiträgt. Dabei muss allerdings die terroris-

tische oder den Terrorismus unterstützende Tätigkeit der Vereinigung im In- 

oder Ausland zum jeweiligen Zeitpunkt feststehen und das Verhalten des Ein-

zelnen auch unter Berücksichtigung etwaiger glaubhafter Distanzierungen von 

der Unterstützung des Terrorismus (oder das Fehlen jeglicher Distanzierung) 

gewürdigt werden. Eine darüber hinausgehende konkrete oder persönliche 

Gefährdung der inneren oder äußeren Sicherheit ist dagegen nicht erforder-

lich. Ebenso wenig ist ein "aktives Tätigwerden" erforderlich (BVerwG, Urteil 
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vom 15.03.2005 - 1 C 26.03 -, InfAuslR 2005, 374, zur früheren Regelung des 

§ 8 Abs. 1 Nr. 5 AuslG; vgl. auch Beschluss vom 23.09.2011 - 1 B 19.11 -, 

juris, m. w. N.; VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 08.12.2010 - 11 S 2366/10 -, 

InfAuslR 2011, 105; Urteil vom 25.05.2011 - 11 S 308/11 - juris, vom 

21.04.2010 - 11 S 200/10 -, DVBl 2010, 797; vom 07.12.2011 - 11 S 897/11 -, 

juris; vom 14.05.2014 - 11 S 2224/13 -, juris; BayVGH, Urteil vom 29.11.2010 

- 11 K 1763/10 -, juris). 

 

Soweit der Kläger die dargestellten rechtlichen Maßstäbe in grundsätzlicher 

Art angreift, überzeugt dies den Senat nicht.  

 

Der Senat folgt nicht seiner Auffassung, Verfassungs- bzw. Unionsrecht ver-

langten, dass das individuelle mit der Ausweisung bekämpfte Verhalten des 

Einzelnen eine konkrete mit der jeweiligen Einzelhandlung verbundene Ge-

fahr für wichtige Gemeinschaftsgüter hervorrufe. Ein verfassungs- oder uni-

onsrechtlicher Rechtssatz, der dazu zwingen würde, nur konkrete terroristi-

sche Gefahren mit der Ausweisung zu bekämpfen, ist nicht ersichtlich. Die 

dahingehende Argumentation des Klägers bleibt daher auch gänzlich unspezi-

fisch. Es ist nichts Grundsätzliches dagegen einzuwenden, wenn der Gesetz-

geber mit Blick auf die spezifischen Gefahren terroristischer Aktivitäten unter 

Berücksichtigung der Bedeutung der davon betroffenen hochrangigen 

Rechtsgüter (Leib, Leben, Freiheit der Bevölkerung, hohe Sachwerte sowie 

die innere und äußere Sicherheit der Bundesrepublik) und des zumeist kon-

spirativen (Beweisnot), ideologisch motivierten Vorgehens solcher Vereini-

gungen (Gruppendynamik), aus denen sich gravierende Nachweisschwierig-

keiten und deren erschwerte Bekämpfbarkeit ergeben, mit einer Absenkung 

des Gefahrenmaßstabs reagiert. Dies entspricht anerkannten Grundsätzen 

des Gefahrenabwehrrechts. 

 

Soweit der Kläger meint, es sei stets ein Vollbeweis zu führen, gilt nichts an-

deres. Der gesetzlich normierte abgesenkte Beweismaßstab der Regelung ist 

dem Grunde nach, insbesondere mit Blick auf die bereichstypische Beweisnot 

und die Hochwertigkeit der zu schützenden Rechtsgüter, rechtlich unbedenk-

lich, weil sachangemessen. Die Grenzen sind gegebenenfalls von der Recht-
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sprechung anhand konkreter Fälle zu präzisieren, was auch geschieht (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 25.10.2011 - 1 C 13.10 -, NVwZ 2012, 701; vom 

15.03.2005 - 1 C 26.03 -, NVwZ 2005, 1091; VGH Bad.-Württ, Urteil vom 

25.05.2011 - 11 S 308/11 -, juris; BayVGH, Beschluss vom 09.11.2005 - 24 

CS 05.2621 -, NVwZ 2006, 1306; siehe auch: Berlit, NVwZ 2013, 327, m. w. 

N; Kirsch, NVwZ 2012, 677; Eckertz-Höfer, in: Barwig u. a., Perspektivwech-

sel im Ausländerrecht?, 2007, 105 <114>; Marx, ZAR 2004, 275). Auch ist 

sich der Senat durchaus der Problematik von Beweisketten bewusst, bei de-

nen “sich die Beweiskraft […] umso mehr verringert, je länger die Kette ist, 

und umso schneller vermindert, je geringer die jeweilige Beweiskraft der je 

einzelnen Indizien ist“ (so schon: Bender/Röder/Nack, Tatsachenfeststellun-

gen vor Gericht, Band I, 1. Aufl., 1981, S. 181 f.). Daraus erwächst in vorlie-

gendem Fall allerdings schon deshalb kein entscheidungserhebliches Prob-

lem, weil weder die dem Kläger vorgehaltenen Aktivitäten in tatsächlicher 

Hinsicht im Streit stehen, noch die der Vereinigungen, in denen er tätig war 

und ist und letztlich auch nicht die der PKK, sondern jeweils nur deren Bewer-

tung. 

 

Zudem ist inzwischen geklärt, dass eine gleichlaufende Auslegung von straf- 

und ausweisungsrechtlichem Unterstützungsbegriff nicht geboten ist 

(BVerwG, Urteil vom 25.10.2011 - 1 C 13.10 -, NVwZ 2012, 701). Die nicht 

deckungsgleichen Ziele des Strafrechts einerseits und des Rechts der Gefah-

renabwehr andererseits schließen die Möglichkeit einer effektiven Abwehr ter-

roristischer Gefahren einzig über das Strafecht oder auf der Grundlage der 

dieses Rechtsgebiet prägenden Begrenzungen aus. Strafe im verfassungs-

rechtlichen Sinne, verstanden als auch „sozialethisches Unwerturteil“ (so: 

BVerfG, Beschluss vom 09.07.1997 - 2 BvR 1371/96 -, BVerfGE 96, 245) 

dient als reaktive Maßnahme vornehmlich dem Schuldausgleich, die Präventi-

on ist nur ein Teilaspekt der Strafzumessung und diese ist wiederum begrenzt 

durch die individuelle Schuld des Täters (§ 46 Abs. 1 Satz 1 StGB). Damit ist 

sie im Kern auf die Aufarbeitung schon geschehener oder versuchter Taten  

(§ 22 StGB) begrenzt. Ihre daher nur punktuell zulässige Erstreckung auf Vor-

feldaktivitäten steht, wie die §§ 89a, 129a, 129b StGB und die dazu ergange-

ne Rechtsprechung deutlich machen, in einem verfassungsrechtlichen Span-
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nungsverhältnis, das es ausschließt, eine hinreichend effektive, insbesondere 

aktive und rechtzeitige Abwehr künftiger Gefahren nach Opportunitätsge-

sichtspunkten über Strafvorschriften oder unter Bindung an deren Begrenzun-

gen zu gewährleisten. 

 

Wenn der Kläger sich schließlich darauf beruft, stets nur an erlaubten (präzi-

ser: nicht verbotenen) Veranstaltungen teilgenommen zu haben bzw. teilzu-

nehmen und stets nur für nicht verbotene Vereine tätig zu sein, greift dies aus 

rechtlichen und tatsächlichen Gründen nicht durch: Aus rechtlichen nicht, da  

§ 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG im Gegensatz zu Nr. 3 der Vorschrift gerade nicht 

auf ein Verbot abstellt und ein solches deren Mitglieder vermehrt zu konspira-

tivem Verhalten veranlassen kann, ohne dass damit für die Gefahrenabwehr 

viel gewonnen wäre. Es kann daher aus Gründen der Gefahrenabwehr oppor-

tun sein, von einem solchen abzusehen. Aus tatsächlichen nicht, da es fern 

liegt, annehmen zu wollen, dem Kläger sei das auch terroristische Verhalten 

der PKK in der Türkei entgangen und er sei sich im Unklaren über die Bedeu-

tung seines eigenen Tuns, zumal er sich augenscheinlich fast ausschließlich 

mit der Kurdenthematik zu beschäftigen scheint und er die vom Gericht mitge-

teilten Erkenntnisse zur PKK sowie der YEK-KOM bzw. NAV-DEM noch nicht 

einmal ansatzweise in Abrede gestellt hat (dazu sogleich unten). 

 

Nach den dargelegten Maßstäben stehen zur Überzeugung des Senats hier 

eine Vielzahl von Tatsachen fest, die die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass 

der Kläger die PKK und damit den Terrorismus unterstützt, so die Mitglied-

schaft und die Übernahme von Vorstandsfunktionen in PKK-nahen Vereinen, 

weitere herausgehobene Tätigkeiten als Redner und Organisator von PKK-

nahen Veranstaltungen und die über Jahre hinweg fortgesetzte Teilnahme an 

den unterschiedlichsten Aktionen und Veranstaltungen solcher Vereinigun-

gen. 

 

Im Einzelnen sind dem Kläger zunächst die sich aus der Ausweisungsverfü-

gung ergebenden Aktivitäten bis zur Erteilung der Niederlassungserlaubnis an 

ihn vorgehalten worden, auf die hier verwiesen wird (Ziffer 1.2. der Auswei-

sungsverfügung, Seite  3 bis 9; Blatt 16, unten, bis einschl. Blatt 23, erster 
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Absatz oben, der Akte des Verwaltungsgerichts) und die von diesem ebenso 

wenig in Abrede gestellt werden, wie die weiteren, die der Kläger nach Mittei-

lung des Beklagten an ihn im Juli 2010, dass eine Rücknahme der Niederlas-

sungserlaubnis bzw. eine Ausweisung mit Blick auf seine Aktivitäten zu Guns-

ten der PKK geprüft werde, entfaltet hat:  

 

• Am 5. Dezember 2010 nahm er an einer PKK-Gründungsfeier in Lam-

pertheim in der Siedlerhalle teil. Dort waren eine KCK-Fahne und ein 

Öcalan-Porträt angebracht. Ein in Guerillauniform auftretender Redner 

lobte die eigene Partei als wichtige und modern ausgerichtete Organi-

sation, die den kurdischen Freiheitskampf auf die internationale Bühne 

gebracht habe. Dies habe man dem großen Führer Apo und den Par-

teimärtyrern zu verdanken. Man dürfe auch die Kämpfer an der Front 

nicht vergessen, die man von hier aus grüße. Ein weiterer Redner refe-

rierte über die Geschichte der PKK. 

• Am 20. Februar 2011 nahm der Kläger an einer Mitgliederversammlung 

der kurdischen Gemeinschaft Heilbronn e.V. (KG HN) teil. Nach einer 

Schweigeminute für die Märtyrer Kurdistans und der ganzen Welt refe-

rierte er über die unzureichende Vorstandstätigkeit des Vereins und 

forderte dazu auf, verstärkt Mitglieder zu werben. Er wisse, dass im 

Raum Heilbronn 500 bis 600 kurdische Familien lebten, die meisten von 

ihnen hätten aber nur deswegen keinen Kontakt zum Verein, weil sie 

Angst vor den deutschen Behörden hätten. Es bestünde kein Grund zur 

Furcht, da alles angemeldet und der Verein absolut legal sei. Der Klä-

ger bat die Anwesenden, auf die Kurden zuzugehen, mit ihnen zu reden 

und ihnen die Angst zu nehmen. 

 

Nach Durchführung der Sicherheitsbefragung am 23. Februar 2011: 

 

• Am 5. August 2011 war der Kläger in der Yeni Özgür Politika (YÖP) ab-

gebildet, dies anlässlich einer Kampagne zur Anerkennung der kurdi-

schen Identität, organisiert von der YEK-KOM. Laut der Berichterstat-

tung hat er im Heilbronner Verein über die Ziele der Kampagne infor-

miert. 
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• Laut Mitteilung des Polizeipräsidiums Mannheim vom 30. Januar 2012 

war der Kläger am 4. November 2011 Teilnehmer und Redner bei ei-

nem Aufzug mit Kundgebung in Mannheim zum Thema „türkische Re-

gierung verwendet Napalmgas und chemische Waffen gegen die türki-

sche Bevölkerung/Schluss mit der Isolationshaft von Öcalan/Schluss 

mit den Verhaftungswellen in der Türkei gegen die kurdischen Politi-

ker“. Der Redebeitrag des Klägers habe den Eindruck hoher Emotionali-

tät vermittelt. 

• Am 2. Dezember 2011 nahm er an einer Gedenkfeier zum 33. Partei-

gründungs-Jahrestag, dem 27. November 1978, in Heilbronn teil. Auch 

dort hingen Bilder von Öcalan und Parteifahnen, auch der ERNK, der 

früheren Propagandaorganisation der PKK. Nach einer Gedenkminute 

für die kurdischen Märtyrer und der Begrüßung schilderte ein Redner 

die Parteigründung durch Öcalan und dessen Genossen. Die Erfolgs-

geschichte der Partei dauere bis heute an, leider aber auch ihre 

Schwierigkeiten, bedauerlicherweise auch in Europa. Es sei erforder-

lich, die Partei zu unterstützen. Es wurden mehrfach Parolen wie „Es 

lebe Öcalan“ und „Unsere Märtyrer sind nicht gestorben“ skandiert. 

Auch dort waren fast ausschließlich PKK-Unterstützer zugegen. 

• Am 13. Dezember 2011 wurde der Kläger erneut in der YÖP anlässlich 

eines Vereinskongresses in Stuttgart erwähnt. Er forderte dort die hier 

lebenden Kurden auf, stärker für ihre Identität einzutreten. 

 

Nach Verfügung der Ausweisung am 10. Januar 2012:  

 

• In der YÖP vom 14. Februar 2012 wurde er als Teilnehmer des 3. Kon-

gresses der kurdischen Gemeinschaft Heilbronn e.V. abgebildet. Er 

führte dort in seiner Rede aus, dass die Kurden in der Türkei und in Eu-

ropa unter Beschuss stünden, da ihnen die Existenz ihrer eigenen Kul-

tur abgesprochen werde. 

• Aus dem Bericht des Landesamtes für Verfassungsschutz Baden Würt-

temberg vom 19. Dezember 2012 ergibt sich, dass der Kläger zwar das 

Amt des 2.  Vorsitzenden der YEK-KOM seit Ende 2011 nicht mehr 
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ausübt, er jedoch bereits im Mai 2012 erneut in den Vorstand der YEK-

KOM gewählt wurde.  

• In dieser Funktion ist er ausweislich des weiteren Berichts des Landes-

amtes für Verfassungsschutz Baden-Württemberg vom 17. Oktober 

2013 beispielsweise als Versammlungsleiter des 20. kurdischen Kultur-

festivals am 8. September 2012 in Mannheim in Erscheinung getreten. 

Bei dieser Veranstaltung kam es zu gewalttätigen Ausschreitungen ge-

gen Polizeibeamte. 

• Er ergriff am 16. Januar 2013 in Mannheim im Rahmen einer Solidari-

tätsdemonstration für die drei in Paris ermordeten PKK-Aktivistinnen 

das Wort und verurteilte das Attentat scharf. Er vertrat die Meinung, 

dass die Morde nicht nur in den Personen der Aktivistinnen angesiedelt 

seien, sondern auch auf politische Überlegungen zurückzuführen seien, 

die einen Fortbestand der kriegerischen Auseinandersetzungen der 

Heimat zum Ziel hätten. Die Geheimdienste stünden hinter diesem An-

schlag. Der französische Staat könne diesen problemlos aufklären, 

wenn er dies nur wolle. Folglich müssten die Kurden einen legitimen 

demokratischen Druck auf den französischen Staat ausüben. Der Klä-

ger rief zu Sitzstreiks in allen Städten mit französischen Botschaften 

und ähnlichen Einrichtungen auf, bis eine Aufklärung des Attentats er-

folgt sei. 

• Am 21. Mai 2013 war der Kläger im Namen der YEK-KOM bei den Vor-

standswahlen der kurdischen Gemeinschaft Heilbronn e.V. anwesend. 

• Am 8. September 2013 fungierte der Kläger als Versammlungsleiter bei 

einer Mitgliederversammlung mit Vorstandswahl des PKK-nahen meso-

potamischen Anadolu Kulturvereins e.V. (MAK). Zur PKK-Nähe des 

MAK Lahr sei auf den Bericht des Landesamtes vom 9. März 2010 an 

das Innenministerium zu verweisen. 

• Am 29. April 2014 war der Kläger in der YÖP als Teilnehmer des Grün-

dungskongresses des kurdischen-demokratischen Gesellschaftszent-

rums am 27. April 2014 in den Räumlichkeiten des PKK-nahen kurdi-

schen Kulturvereins e.V. in Ludwigshafen abgebildet.  

• Am 10. Oktober 2015 hielt der Kläger anlässlich einer Protestaktion in 

Frankfurt im Namen der NAV-DEM eine Rede.   
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Nach „Auflösung“ der YEK-KOM am 22. Juni 2014 ließ sich der Kläger am 

selben Tag in gleicher Sitzung, zusammen mit einem weiteren Vorstandsmit-

glied der YEK-KOM, in den fünfköpfigen Vorstand der NAV-DEM wählen. Die-

se Vorstandstätigkeit übt er bis heute aus, und er ist in dieser Funktion seit-

dem auch als Redner und Versammlungsleiter auf zahlreichen Veranstaltun-

gen aufgetreten, die erkennbar der Propaganda für die PKK dienten. Der Klä-

ger engagiert sich damit seit langem ohne Zäsur in herausgehobener Position 

unterstützend für die PKK.  

 

Daran, dass die YEK-KOM die PKK unterstützt hat, bestehen weiterhin keine 

vernünftigen Zweifel. Hierzu hat der Senat schon in seinem Urteil vom 7. De-

zember 2011 - 11 S 897/11 -, juris Rn. 47, das vom Bundesverwaltungsge-

richt mit Urteil vom 30. Juli 2013 - 1 C 9.12 -, InfAuslR 2013, 418, bestätigt 

wurde, ausgeführt:  

„Für eine PKK-Nähe des Vereins spricht schon der Umstand, dass dieser Mit-

glied bei der YEK-KOM, der „Föderation Kurdischer Vereine in Deutschland 

e.V.“ war. Dies lässt sich dem vom Kläger im Asylverfahren vorgelegten Pro-

tokoll über die Mitgliederversammlung vom 25.01.1997 entnehmen, in welcher 

die Vereinsmitglieder - nach Darstellung der Arbeit und der Bedeutung der 

YEK-KOM - für eine Mitgliedschaft des Vereins in dieser Dachorganisation 

gestimmt haben. Die YEK-KOM, deren Sitz in Düsseldorf ist und der deutsch-

landweit etwa 60 kurdische Vereine angeschlossen sind, unterstützt die PKK 

durch eine Vielzahl von Aktionen. Dies wird in der überzeugenden „Einschät-

zung“ des Landesamts für Verfassungsschutz vom 17.06.2010 im Einzelnen 

ausführlich dargelegt. Die YEK-KOM sei ihrerseits Mitglied der „Konföderation 

der Kurdischen Vereine in Europa“ (KON-KURD). Sie betreibe eine intensive 

Öffentlichkeitsarbeit, darunter immer wieder Aktionen und Aufrufe mit dem 

Ziel der Aufhebung des Betätigungsverbots der Kurdischen Arbeiterpartei in 

Deutschland. Auch mobilisiere sie jedes Jahr aus Anlass der Newroz-Feier 

die kurdische Bevölkerung in Europa zu zentralen Kundgebungen. Dabei wür-

den Grußworte von Öcalan oder von anderen PKK-Führungsmitgliedern vor-

gelesen bzw. ausgestrahlt. Im Zentrum stünden dann die aktuellen politischen 

Interessen der PKK. Auf der Agenda der vergangenen Jahre hätten Themen 
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gestanden wie „Freiheit für Öcalan“ und „Frieden für Kurdistan“. In einer zu-

sammenfassenden Bewertung heißt es, im Arbeitsprogramm der YEK-KOM 

sei die „logistische Unterstützung des nationalen Befreiungskampfes Kurdis-

tans“ verankert. Die von der YEK-KOM sowohl in ihren Publikationen als auch 

bei ihren Veranstaltungen und Aktionen aufgegriffenen Themen lägen im Inte-

ressenbereich der PKK. Zu nennen seien insbesondere die Aufhebung des 

PKK-Verbots und die Freilassung Abdullah Öcalans. Der Verein biete der PKK 

bzw. ihren Nachfolgeorganisationen eine Plattform, indem er ihre Erklärungen 

und Äußerungen von Funktionären unkommentiert, d.h. auch unkritisch veröf-

fentliche. Auf Maßnahmen der Sicherheitsbehörden oder der Justiz gegen 

Personen und Einrichtungen mit dem Verdacht eines PKK-Bezugs reagiere 

die YEK-KOM stets mit einer verurteilenden Erklärung. Hochrangige YEK-

KOM-Funktionäre beteiligten sich an PKK-Aktionen und träten auf PKK-

Veranstaltungen als Redner auf. Zusammenfassend lasse sich daher sagen, 

dass eine eindeutige Nähe des Vereins YEK-KOM zur PKK bzw. zu ihren 

Nachfolgeorganisationen KADEK und KONGRA-GEL vorliege.“ 

Für die NAV-DEM gilt insoweit nicht anderes. Soweit der Kläger unter Verweis 

auf schriftliche Erklärungen der NAV-DEM meint, dass diese eine andere Aus-

richtung als die YEK-KOM habe, nämlich den Kampf gegen den IS, die Förde-

rung der Integration der in Deutschland lebenden Kurden und die Gleichstel-

lung und die Gleichberechtigung der Frauen, überzeugt dies den Senat nicht. 

Das Verwaltungsgericht hat schon zu Recht auf die fehlende tatsächliche 

Veränderung der Aktivitäten des Vereins abgestellt, der zudem nicht neu ge-

gründet, sondern nur umbenannt wurde. Es verweist zutreffend auf die Pres-

semitteilung des Vereins vom 18. Juli 2014, aus der sich ergibt, dass die 

NAV-DEM selbst nach eigenem Verständnis die Arbeit der YEK-KOM fortführt. 

Die vom Senat eingesehene Internetpräsenz (navdem.com) bestätigt dies, die 

Überschrift der Pressemitteilung vom 18. Juli 2014 lautet: 

  

„YEK-COM heißt jetzt NAV-DEM“  

 

Die weiteren dort aufgeführten Pressemitteilungen verdeutlichen im Übrigen 

die Fortführung der Veranstaltungen und Kundgebungen mit gleichem Ablauf 

und gleichen Themen wie zuvor schon unter dem Namen YEK-KOM:  
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• Eintrag vom 7. September 2014, Interview mit Yüksel Koc „Das Verbot 

kriminalisiert die Kurden“, anlässlich einer Festnahme eines Mannes 

durch die Generalbundesanwaltschaft, der Geld für die PKK gesammelt 

haben soll, was, nach Koc, eine Kriminalisierung politischer Arbeit be-

deute, da dieser selbst keine Gewalt ausgeübt habe. 

• Eintrag zur Kundgebung am 13. September 2014 in Düsseldorf unter 

dem Motto „Freiheit für Öcalan - Status für die Kurden“.  

• Eintrag vom 6. März 2015: Aufruf zur Newroz-Demonstration am 21. 

März 2015 in Bonn. 

 

Der Beklagte hat zudem unwidersprochen und zutreffend darauf hingewiesen, 

dass NAV-DEM und YEK-KOM identische Logos auf ihren Internetpräsenzen 

verwenden und der Vorsitzende der NAV-DEM im März 2014 erklärt habe, 

man könne die deutsche Demokratie nicht akzeptieren. Auch das Bundesamt 

für Verfassungsschutz geht in seiner Broschüre zur „Arbeiterpartei Kurdistans 

(PKK)“ vom Juli 2015, dort S. 18, davon aus, dass die NAV-DEM in Nachfolge 

der YEK-KOM wie diese auch als Dachverband von örtlichen Vereinen diene, 

in denen die PKK Informationen steuere und Vorgaben umsetze und dass sich 

die NAV-DEM durch eine aktive Öffentlichkeits- und Kampagnenarbeit sowie 

den Aufbau von Kontakten zu politischen Entscheidungsträgern bemühe, wei-

tere Unterstützung für deren Anliegen zu erhalten. Diese Einschätzung teilt 

der Senat aufgrund der dargestellten tatsächlichen Umstände und sieht sich 

dabei auch die Aktivitäten des Klägers selbst bestätigt.  

 

Soweit der Kläger meint, dass es dem Verwaltungsgericht an ausreichender 

Sachkunde gefehlt habe, um eine Änderung des Aufgabenspektrums zu ver-

neinen, erschöpft sich dies in einer schlichten Behauptung, die auf nichts ge-

stützt wird. Sämtliche vom Verwaltungsgericht und dem Beklagten ausführlich 

dargelegten tatsächlichen Aktivitäten der YEK-KOM und nachfolgend der 

NAV-DEM sowie der Redner und Teilnehmer an deren Veranstaltungen lässt 

der Kläger gänzlich unkommentiert, obwohl es ihm als 2. Vorstandsmitglied 

der NAV-DEM ein Leichtes sein müsste, Tatsächliches zum Verein vorzubrin-

gen, das die Wertungen des Verwaltungsgerichts und des Beklagten diesbe-
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züglich erschüttern würde. Es spricht hier daher auch nach Überzeugung des 

Senats nichts dafür, dass sich an der Ausrichtung oder dem Aktivitätenspekt-

rum etwas geändert haben könnte, zumal es seitens des Vereins zu keinem 

Zeitpunkt zu eine Distanzierung von der PKK oder auch nur der YEK-KOM 

gekommen ist.  

 

Dem Beweisantrag des Klägers war vor diesem Hintergrund nicht nachzuge-

hen, zumal etwaige weitere Vereinsziele, die unter Beweis gestellt worden 

sind, die dargelegten Aktivitäten und Zielrichtungen nicht neutralisieren. 

Überdies konnte der Kläger nicht dartun, weshalb der von ihm benannte 

Sachverständige hinreichende Sachkunde haben könnte. Dies hätte ihm oble-

gen, weil der auf die Bestrebungen und Ziele der NAV-DEM gerichtete Be-

weisantrag die Benennung eines Sachverständigen erforderte, der über eine 

spezielle Sachkunde, nämlich über interne Kenntnisse über die NAV-DEM, 

verfügt, die nicht von jedem Sachverständigen gleichermaßen reproduzierbar 

ist (vgl. Krehl, in: Karlsruher Kommentar StPO, 7. Aufl., 2013, § 244 StPO, 

Rn. 80). 

 

Bereits aufgrund seiner Stellung als Vorstandsmitglied sind dem Kläger sämt-

liche Aktionen der YEK-KOM und der NAV-DEM zuzurechnen (VGH Bad.-

Württ., Urteil vom 07.12.2011 - 11 S 897/11 -, juris, Rn. 50, m. w. N.). Soweit 

der Kläger dies bezweifelt, ist dies nicht nachvollziehbar, da er selbst darauf 

hinweist, dass die von ihm insoweit in Bezug genommene Rechtsprechung 

des Gerichtshofs der Europäischen Union darauf abstellt, dass bei einer her-

vorgehobenen Position eine individuelle Verantwortlichkeit unter Prüfung 

sämtlicher erheblicher Umstände vermutet werden könne. Unbeschadet des-

sen bestehen für den Senat aber auch keine vernünftigen Zweifel daran, dass 

die vom Kläger entfalteten Aktivitäten von diesem in dem Bewusstsein und mit 

dem Willen erfolgt sind und erfolgen, die PKK aktiv und vorbehaltlos zu unter-

stützen. Das wird deutlich, wenn man das Verhalten des Klägers seit 2004 

und auch nach Juli 2010 in der gebotenen Gesamtschau in den Blick nimmt, 

wie es der Beklagte - vom Kläger unwidersprochen - geschildert hat. Der As-

pekt des Vertrauensschutzes gebietet es nicht, bei der Würdigung des Verhal-

tens des Klägers dessen früheres Verhaltes insgesamt auszublenden. Ein 
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schützenswertes Vertrauen besteht nur insoweit, als die zuvor entfalteten Ak-

tivitäten für sich genommen keine Ausweisung mehr rechtfertigen können. Bei 

der notwendigen Bewertung neuer, nachfolgender Aktivitäten kann weiterhin 

auf das gesamte Verhalten des Ausländers zurückgegriffen werden (Discher, 

a.a.O., Rn. 391; BVerfG, Beschluss vom 19.08.1983 - 2 BvR 1284/83 -, NVwZ 

1983, 667; OVG Bln.-Bbg., Beschluss vom 24.10.2013 - OVG 3 N 169.12 -, 

juris; VGH Bad.-Württ., Urteil vom 16.05.2012 - 11 S 2328/11 -, juris). 

 

Nach wie vor engagiert sich der Kläger unbeschadet des Ausweisungsverfah-

rens im Rahmen des Vereins als Vorstandsmitglied, Versammlungsleiter und 

Redner an Veranstaltungen, die angesichts deren Ablaufs, der dort gehalte-

nen Reden und der klaren Ausrichtung auf den Führerkult um Öcalan und ge-

fallene Märtyrer auch für den Senat keinen Zweifel aufkommen lassen, dass 

der Kläger sich, wie auch die NAV-DEM, den Zielen der PKK verpflichtet fühlt, 

diese mit ihrem Tun unterstützen will und dabei deren Mittel umfassend zu-

mindest billigt, insbesondere auch deren spezifisch als terroristisch zu qualifi-

zierendes Handeln. Seine Teilnahme an Veranstaltungen, wie der am 5. De-

zember 2010 an einer PKK-Gründungsfeier in Lampertheim, bei der eine 

KCK-Fahne und ein Öcalan-Porträt angebracht waren und in der ein in Gueril-

launiform auftretender Redner die eigene Partei als wichtige und modern aus-

gerichtete Organisation lobte, die den kurdischen Freiheitskampf auf die in-

ternationale Bühne gebracht habe und in der ausgeführt wurde, dass man 

dies dem großen Führer „Apo“ (gemeint ist Öcalan) und den Parteimärtyrern 

zu verdanken habe und man die Kämpfer an der Front nicht vergessen dürfe, 

die man von hier aus grüße, verdeutlichen dies in aller Klarheit. Für seine 

Teilnahme an einer Gedenkfeier zum 33. Parteigründungs-Jahrestag in Heil-

bronn am 2. Dezember 2011, bei der zur Unterstützung der PKK aufgefordert 

und Parolen wie „Es lebe Öcalan“ und „Unsere Märtyrer sind nicht gestorben“ 

skandiert wurden, gilt nichts anderes. Soweit man aus den weiteren darge-

stellten Aktivitäten des Klägers ableiten wollte, dass dieser sich nach Erlass 

der Ausweisungsverfügung gemäßigter verhält, ist dies nach Überzeugung 

des Senats mit Blick auf das laufende Verfahren taktisch motiviert und lässt 

nicht den Schluss zu, dass der Kläger, der weiterhin eine führende Rolle in 

der NAV-DEM spielt, von seinem bisherigen Verhalten glaubhaft Abstand 
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nimmt (§ 54 Abs. 1 Nr. 2 2. Halbsatz AufenthG). Sein beredtes Schweigen zu 

sämtlichen vom Beklagten zusammengetragenen Tatsachen macht dies deut-

lich. 

 

Das gegenteilige Bild, das der Kläger von seiner Motivation und Haltung 

zeichnet, ohne hierfür nachvollziehbare Fakten zu benennen, steht daher in 

offenem Widerspruch zu seinem tatsächlichen Verhalten. Im Übrigen er-

schöpft sich sein Vortrag hierzu in dem Versuch einer Umdeutung seines 

Verhaltens, die schon im Ansatz nicht überzeugt. Es ist das eine, um Verstor-

bene zu trauern oder ihrer zu gedenken, aber etwas gänzlich anderes, Veran-

staltungen als Redner oder in Vereinsfunktion zu gestalten oder vorbehaltlos 

an solchen teilzunehmen, die etwa von in Guerillauniform auftretenden Red-

nern geprägt werden und in denen der Kampf der PKK in der Türkei glorifiziert 

wird. Erkennbar geht es auf den vom Kläger mitgestalteten und besuchten 

Veranstaltungen nicht einfach um die legitime Kundgabe von Meinungen, 

sondern immer auch um die gezielte moralische, finanzielle und personelle 

Unterstützung des für legitim gehaltenen und auch terroristische Mittel einset-

zenden Kampfes der PKK. Dass damit die PKK auch in der Wahl ihrer Mittel 

vorbehaltlos unterstützt wird, kann dem Kläger nicht entgangen sein, nach-

dem dort Auftritte in Guerillauniform stattfinden, den „Märtyrern“ gedacht wird 

und den Kämpfern an der Front Grußbotschaften gesandt werden. Es greift 

daher auch viel zu kurz, wenn der Kläger meint, dass es hier um einen unge-

rechtfertigten Eingriff in sein Recht auf freie Meinungsäußerung gehe. Soweit 

er daher darauf abstellen will, dass der Sinn von Äußerungen einen deutlich 

erkennbaren Bezug zur Förderung der PKK aufweisen müsse, mag man dem 

zustimmen, ein solcher Bezug wird hier aber entgegen der Auffassung des 

Klägers auch in seinem Handeln deutlich.  

 

Liegt ein Unterstützen im Sinne des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG - wie hier - 

vor, ist von einer Gefährdung der freiheitlich demokratischen Grundordnung 

bzw. der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland auszugehen, es sei denn 

der Ausländer nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem sicherheitsgefähr-

denden Handeln Abstand, wie die gesetzliche Legaldefinition deutlich macht 

(„…Hiervon ist auszugehen…“). Insoweit hebt sich die Regelung von den üb-
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rigen Ausweisungsinteressen ab, bei denen die Gefahr in jedem Einzelfall aus 

dem - dem jeweiligen Ausweisungsinteresse zugrunde liegenden - Verhalten 

des Ausländers konkret abzuleiten ist und unterscheidet sich auch von der 

Vorgängervorschrift des § 54 Nr. 5 AufenthG a. F. Die gesetzliche Legaldefi-

nition bzw. widerlegbare Vermutung (so: Neidhardt, in: HTK-AuslR, § 54 Auf-

enthG, zu Abs. 1 Nr. 2, Stand: 16.01.2016, Rn. 45 ff.) der Gefahr begegnet 

nach Auffassung des Senats in diesem Kontext keinen durchgreifenden recht-

lichen Bedenken. Die schon dargestellten spezifischen Gefahren des Terro-

rismus, zu deren Bekämpfung sich die internationale Staatengemeinschaft 

und dabei auch die Bundesrepublik in Bezug auf internationale, grenzüber-

schreitende Gefahren, völkerrechtlich verpflichtet hat (UN-Sicherheits-

resolution 1373 (2001) vom 28.09.2001; Kießling, Die Abwehr terroristischer 

und extremistischer Gefahren durch Ausweisung, 2012, S. 188 f.), rechtferti-

gen diese gesetzliche Festlegung, auch soweit davon terroristische Vereini-

gungen erfasst werden, die in der Bundesrepublik selbst keine terroristischen 

Gewalttaten verüben. Dies gilt erst recht vor dem Hintergrund der Erkenntnis, 

dass terroristische Vereinigungen nur allzu schnell ihren Kampf über Länder-

grenzen hinweg führen. Ob und gegebenenfalls in welcher Weise von dieser 

gesetzlichen Festlegung einer Gefahr in besonderen Fallkonstellationen ab-

gewichen werden kann oder ob insoweit allein auf den Gesichtspunkt des er-

kennbaren und glaubhaften Abstandnehmens abzustellen ist, bedarf an dieser 

Stelle keiner Entscheidung, da das konsequent fortgesetzte Handeln des Klä-

gers die gesetzliche Festlegung bestätigt. 

 

2. Die Ausweisungsverfügung genügt davon ausgehend auch § 53 Abs. 3 

AufenthG, der bestimmt, dass ein Ausländer, der als Asylberechtigter aner-

kannt ist, der im Bundesgebiet die Rechtsstellung eines ausländischen Flücht-

lings genießt, der einen von einer Behörde der Bundesrepublik Deutschland 

ausgestellten Reiseausweis nach dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II, S. 559) besitzt, dem nach dem 

Assoziationsabkommen EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht zusteht oder der 

eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU besitzt, nur ausgewiesen werden 

darf, wenn das persönliche Verhalten des Betroffenen gegenwärtig eine 

schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, 
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die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt und die Ausweisung für die 

Wahrung dieses Interesses unerlässlich ist. 

 

Mit dieser Vorschrift will der Gesetzgeber nach der Gesetzesbegründung uni-

onsrechtlichen Vorgaben für besonders privilegierte Personengruppen Rech-

nung tragen (BT-Drs. 18/4097, S. 50). Soweit die Vorgaben in ihrer Reichwei-

te vor dem Hintergrund der jeweils betroffenen Personengruppe autonom uni-

onsrechtlich und insbesondere bereichsspezifisch eigenständig auszulegen 

sind, wovon nach dieser Gesetzesbegründung auszugehen ist (Neidhardt, in: 

HTK-AuslR, § 53 AufenthG, Abs. 3, Stand: 18.01.2016, Rn. 27, geht von der 

Notwendigkeit einer ergänzenden Heranziehung zu den angehobenen gesetz-

lichen Voraussetzungen einer Ausweisung aus), kann daher aus der Formu-

lierung des Ausweisungsmaßstabs in § 53 Abs. 3 AufenthG nicht abgeleitet 

werden, dass der Gesetzgeber, losgelöst von den jeweiligen unionsrechtli-

chen Maßstäben, einen eigenen nationalen und völlig identischen Maßstab 

festlegen wollte, der für sämtliche der Norm unterfallenden Personengruppen 

Geltung beansprucht. Daher soll auch nationalrechtlich kein höheres Schutz-

niveau versprochen werden, als dieses unionsrechtlich geboten ist. Das wäre 

mit Blick auf die verschiedenen Geltungsgründe und die Heterogenität der 

erfassten Personengruppen sowie der sich daraus ergebenden unterschiedli-

chen Schutzrichtungen und -niveaus auch nicht begründbar, zumal ein ein-

heitlicher unionsrechtlicher Ausweisungsmaßstab gerade nicht existiert (VGH 

Bad.-Württ., Vorlagebeschluss vom 27.05.2013 - 11 S 2336/12 -, juris, Rn. 

154, m. w. N.; Schlussanträge der Generalanwältin Sharpston vom 

11.09.2014 - C-373/13 <T.> -, juris, Rn. 88, m. w. N; a. A.: Welte, InfAuslR 

2015, 426, der auf den unionsrechtlichen Maßstab des § 6 FreizügG/EU ver-

weist). Festzuhalten ist allerdings, dass sämtlichen unionsrechtlich fundierten 

Ausweisungsmaßstäben gemeinsam ist, dass stets nur auf das persönliche 

Verhalten des Betroffenen und damit nur auf spezialpräventive Gründe abge-

stellt werden darf, aus denen sich eine gegenwärtige Gefahr ergeben muss 

(EuGH, Urteil vom 19.01.1999 - C-348/96 <Calfa> -, InfAuslR 1999, 165 und 

vom 08.12.2011 - C-371/08 <Ziebell/Örnek> -, InfAuslR 2012, 43; Neidhardt, 

a. a. O., Rn. 7 f.). Dem entsprechend kann eine an § 53 Abs. 3 AufenthG zu 
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messende Ausweisung nur dann rechtmäßig sein, wenn sie ausschließlich 

spezialpräventiv motiviert ist. 

 

Davon ausgehend folgt für den Kläger ein besonderer unionsrechtlich fundier-

ter Ausweisungsmaßstab zunächst nicht aus dem Assoziationsrecht. Das 

Verwaltungsgericht hat insoweit zu Recht darauf abgestellt, dass der Kläger 

weder Arbeitnehmer im Sinne des Art. 6 ARB 1/80 noch Familienangehöriger 

eines solchen Arbeitnehmers nach Art. 7 ARB 1/80 ist, nachdem er in der 

Vergangenheit nur sporadisch und jeweils nur in kurzen Zeiträumen abhängig 

beschäftigt gewesen war. Für seine Ehefrau gilt nichts anderes, so dass diese 

ihm ein solches Recht auch nicht vermitteln kann. Das wird vom Kläger auch 

nicht in Frage gestellt. 

 

Erhöhter Schutz nach § 53 Abs. 3 AufenthG kommt dem Kläger aber als aner-

kannter Flüchtling zu. Für diese aufgrund ihres Verfolgungsschicksals gerade 

in Bezug auf aufenthaltsbeendende Maßnahmen besonders vulnerable Per-

sonengruppe sind Inhalt und Reichweite des Ausweisungsmaßstabs aus der 

einschlägigen Regelungen der Richtlinie 2004/83, neu gefasst durch Richtlinie 

2011/95/EU (ABl. L 337 S. 9, nachfolgend: Qualifikationsrichtlinie), abzulei-

ten.  

 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat auf das Vorabentscheidungser-

suchen des Senats hin (Beschluss vom 27.05.2013 - 11 S 2336/12 -, juris), 

betreffend die Unterstützung der PKK durch einen anerkannten Flüchtling, die 

entscheidungserheblichen Rechtsfragen mit Urteil vom 24. Juni 2015 (- C-

373/13 <T.> -, juris) geklärt. Der Gerichtshof hat, davon ausgehend, dass Art. 

21 der Qualifikationsrichtlinie engere Voraussetzungen statuiert als Art. 24 

der Qualifikationsrichtlinie (a.a.O., Rn. 44, 71: Art. 21 als „ultima ratio“; so 

auch schon der Senat in seinem Vorlagebeschluss, a.a.O., Rn. 154; a. A.: 

BVerwG, Beschluss vom 08.10.2012 - 1 B 18.12 -, juris), klargestellt, dass die 

Qualifikationsrichtlinie dahin auszulegen ist, dass ein einem Flüchtling erteil-

ter Aufenthaltstitel entweder nach Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie 

widerrufen werden kann, wenn zwingende Gründe der öffentlichen Sicherheit 

oder Ordnung im Sinne dieser Bestimmung vorliegen, oder nach Art. 21 Abs. 
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3 der Qualifikationsrichtlinie, wenn Gründe für die Anwendung der in Art. 21 

Abs. 2 der Qualifikationsrichtlinie vorgesehenen Ausnahmen vom Grundsatz 

der Nichtzurückweisung vorliegen (a.a.O., Rn. 55).  

 

Da die Ausweisung des Klägers verfügt wurde, um dessen Niederlassungser-

laubnis zum Erlöschen zu bringen und eine tatsächliche Aufenthaltsbeendi-

gung mit Blick auf seinen Flüchtlingsstatus nicht beabsichtigt ist, ist vorlie-

gend auch nur Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie maßstäblich. Dies 

zugrunde gelegt ist die Ausweisung als Widerruf im Sinne der Rechtspre-

chung des Gerichtshofs der Europäischen Union zu Art. 24 Abs. 1 der Qualifi-

kationsrichtlinie zu qualifizieren und am Maßstab dieser Vorschrift zu messen, 

die insoweit den Ausweisungsmaßstab des § 53 Abs. 3 AufenthG ausfüllt und 

konkretisiert. Es müssen daher „zwingende Gründe der nationalen Sicherheit 

oder öffentlichen Ordnung“ im Sinne des Art. 24 Abs. 1 der Qualifikations-

richtlinie vorliegen, um die Ausweisung zu rechtfertigen.  

 

Der Gerichtshof hat in diesem Zusammenhang im Anschluss an die Schluss-

anträge der Generalanwältin Sharpston (Schlussanträge vom 11.09.2014 - C-

373/13 <T.> -, juris, Rn. 68) zunächst betont, dass für die dargelegte Ausle-

gung des Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie spreche, dass den Mit-

gliedstaaten mit dieser Regelung die Möglichkeit gegeben werden sollte, un-

ter spezifischen Voraussetzungen die Freizügigkeit von Drittstaatsangehöri-

gen im Schengen-Raum zu beschränken, um den Terrorismus zu bekämpfen 

und Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung einzudämmen (a. a. 

O, Rn.  52). Er definiert im weiteren (a.a.O., Rn. 78 ff.) unter Bezugnahme auf 

die Richtlinie 2004/38 „zwingende Gründe“ als Beeinträchtigungen, die einen 

besonders hohen Schweregrad aufweisen müssten und fasst unter die „öffent-

liche Sicherheit“ sowohl die innere als auch die äußere Sicherheit eines Mit-

gliedstaats und somit auch die Beeinträchtigung des Funktionierens der Ein-

richtungen des Staates und seiner wichtigen öffentlichen Dienste sowie das 

Überleben der Bevölkerung ebenso wie die Gefahr einer erheblichen Störung 

der auswärtigen Beziehungen oder des friedlichen Zusammenlebens der Völ-

ker oder eine Beeinträchtigung der militärischen Interessen (unter Hinweis auf 

EuGH, Urteil vom 23.11.2010 - C-145/09 <Tsakouridis> -, InfAuslR 2011, 45). 
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Der Begriff der „öffentlichen Ordnung“ sei dahin auszulegen dass außer der 

sozialen Störung, die jeder Gesetzesverstoß darstelle, eine tatsächliche, ge-

genwärtige und hinreichend erhebliche Gefahr vorliege, die ein Grundinteres-

se der Gesellschaft berühre. Mit Blick auf die die Richtlinie 2004/83 und deren 

28. Erwägungsgrund gelte der Begriff der „öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung“ auch für Fälle, in denen ein Drittstaatsangehöriger einer Vereinigung 

angehöre, die den internationalen Terrorismus unterstütze, oder er eine der-

artige Vereinigung unterstütze. Der Gerichtshof verweist darauf, dass die PKK 

in der Liste im Anhang dieses Gemeinsamen Standpunkts 2001/931/GASP 

des Rates vom 27. Dezember 2001 über die Anwendung besonderer Maß-

nahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (ABI. L 344, S. 93) aufgeführt sei 

und nach alledem die Unterstützung, die ein Flüchtling einer Organisation zu-

teilwerden lasse, welche Handlungen begehe, die in den Anwendungsbereich 

des Gemeinsamen Standpunkts fallen, grundsätzlich einen Umstand darstelle, 

der belegen könne, dass die Voraussetzungen für die Anwendung der Aus-

nahmeregelung von Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie erfüllt seien. Die 

Aufnahme einer Organisation in die Liste sei daher ein deutlicher Anhalts-

punkt dafür, dass sie entweder eine terroristische Organisation sei oder in 

diesem Verdacht stehe. Ein solcher Umstand sei daher von der zuständigen 

Behörde notwendig zu berücksichtigen, wenn sie in einem ersten Schritt zu 

prüfen habe, ob die fragliche Organisation terroristische Handlungen began-

gen habe. Es sei somit von Fall zu Fall zu prüfen, ob die Handlungen der 

fraglichen Organisation die öffentliche Sicherheit oder Ordnung im Sinne von 

Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie bedrohen könnten. Der Gerichtshof 

habe schon entschieden, dass terroristische Handlungen, die durch ihre Ge-

walt gegenüber Zivilbevölkerungen gekennzeichnet seien, auch wenn mit 

ihnen vorgeblich politische Ziele verfolgt würden, als schwere nichtpolitische 

Straftaten im Sinne dieser Vorschrift angesehen werden müssten (unter Ver-

weis auf EuGH, Urteil vom 09.11.2010 - C-57/09 und C-101/09 <B. und D.> -, 

NVwZ 2011, 285).  

 

In einem zweiten Schritt müssten die genauen tatsächlichen Umstände einer 

Würdigung unterzogen werden, um zu ermitteln, ob die Unterstützung der 

fraglichen Organisation durch eine Mitwirkung beim Sammeln von Geldern 
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und eine regelmäßige Teilnahme an Veranstaltungen dieser Organisation in 

den Anwendungsbereich von Art. 24  Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie falle. 

Allein der Umstand, dass die betreffende Person diese Organisation unter-

stützt habe, könne nicht die automatische Aufhebung ihres Aufenthaltstitels 

gemäß dieser Vorschrift zur Folge haben. Denn zwischen dem Gemeinsamen 

Standpunkt 2001/931 und der Richtlinie 2004/83 bestehe hinsichtlich der ver-

folgten Ziele kein unmittelbarer Zusammenhang, und es sei nicht gerechtfer-

tigt, dass die zuständige Stelle, wenn sie in Betracht ziehe, einem Flüchtling 

seinen Aufenthaltstitel nach Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie zu ent-

ziehen, sich nur auf dessen Unterstützung einer Organisation stütze, die in 

einer Liste aufgeführt sei, die außerhalb des Rahmens erlassen wurde, den 

die Richtlinie in Übereinstimmung mit der Genfer Konvention geschaffen ha-

be. Es bedürfe daher einer individuellen Würdigung der genauen tatsächli-

chen Umstände insbesondere dazu, welche Rolle der Betroffene im Rahmen 

seiner Unterstützung dieser Organisation tatsächlich gespielt habe, ob dieser 

etwa selbst terroristische Handlungen begangen habe, ob und in welchem 

Maße er an der Planung, an Entscheidungen oder an der Anleitung anderer 

Personen zum Zweck der Begehung solcher Handlungen beteiligt gewesen 

sei und ob und in welchem Umfang er solche Handlungen finanziert oder an-

deren Personen die Mittel zu ihrer Begehung verschafft habe. Soweit dieser 

an legalen Versammlungen und an Veranstaltungen wie dem kurdischen Neu-

jahrsfest teilgenommen und sich am Sammeln von Spenden für diese Organi-

sation beteiligt habe, bedeute dies nicht notwendig, dass der Betroffene die 

Auffassung vertreten habe, terroristische Handlungen seien legitim. Erst recht 

seien derartige Handlungen als solche keine terroristischen Handlungen. In 

diesem Zusammenhang müsse auch der Schweregrad der Gefahr beurteilt 

werden, die von den Handlungen für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 

ausgehe. Es sei insbesondere zu prüfen, ob dem Betroffenen eine individuelle 

Verantwortung bei der Durchführung von Aktionen der PKK zugerechnet wer-

den könne. In Anbetracht des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, den die 

zu ergreifende Maßnahme zu wahren habe, sei zu untersuchen, ob die Ge-

fahr, die die betreffende Person gegebenenfalls in der Vergangenheit für die 

öffentliche Sicherheit oder Ordnung der Bundesrepublik Deutschland darge-

stellt habe, noch immer bestehe. Mit Blick auf das Erfordernis zwingender 
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Gründe müsse etwa, soweit ein Betroffener zu einer Geldstrafe und nicht zu 

einer Freiheitsstrafe verurteilt worden sei, in Anbetracht dieses Umstands und 

gegebenenfalls der Art der von ihm begangenen Handlungen geprüft werden, 

ob eine Aufhebung des Aufenthaltstitels zu rechtfertigen sei. 

 

Dies zugrunde gelegt, genügt die Ausweisungsverfügung den Maßstäben des 

Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie in Verbindung mit § 53 Abs. 3 Auf-

enthG. Die Konkretisierung der Maßstäbe hat durch das erkennende nationale 

Gericht anhand des jeweiligen Falles und den diesen prägenden tatsächlichen 

Umstände entsprechend deren Gewicht zu erfolgen. Soweit der Gerichtshof in 

beispielhafter Form einzelne dem im Vorlageverfahren betroffenen Ausländer 

vorgehaltene Handlungen herausgreift und diese in eher abstrakter Form be-

wertet und gewichtet, ist dies dem abstrahierenden Charakter der Vorlagefra-

gen in einem Vorabentscheidungsersuchen geschuldet und entbindet den Se-

nat als Tatsachengericht nicht von seiner Verpflichtung, solche Umstände im 

konkreten Fall umfassend zu bewerten. Nichts anderes gilt, soweit Reichweite 

und Grenzen der dem Kläger zustehenden weiteren Rechte nach Kapitel VII 

der Qualifikationsrichtlinie durch die Ausweisung in Rede stehen. 

 

Danach bestehen für den Senat auch vor dem Maßstab des Art. 24 Abs. 1 der 

Qualifikationsrichtlinie keine durchgreifenden Bedenken hinsichtlich der Ein-

stufung der PKK als eine den Terrorismus jedenfalls unterstützende Vereini-

gung, deren Unterstützung durch die YEK-KOM bzw. NAV-DEM „zwingende 

Gründe der nationalen Sicherheit oder öffentlichen Ordnung“ begründet. Da-

ran anschließend sind die vom Kläger geleisteten Unterstützungshandlungen 

aufgrund dessen, dass diese von ihm in herausgehobener Funktion für YEK-

KOM und NAV-DEM, auf zahlreichen Veranstaltungen seit über zwölf Jahren, 

unter Beteiligung von offen für die PKK werbenden und deren Kurs vorbehalt-

los befürwortenden Akteuren (Auftreten in Guerillauniform, Märtyrergedenken, 

Grußbotschaften an die Kämpfer an der Front usw.) geleistet wurden und wei-

ter geleistet werden, nicht anders zu bewerten, zumal der Kläger nach Über-

zeugung des Senats in vollem Bewusstsein um deren Bedeutung für den ideo-

logischen Zusammenhalt der PKK und in dem Willen, diese vorbehaltlos auch 

in Bezug auf deren terroristische Aktivitäten zu unterstützen, gehandelt hat 
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und weiterhin handelt. Diese Bewertung des eine Gefahr für die nationale Si-

cherheit und öffentliche Ordnung begründenden Verhaltens des Klägers ist 

vor diesem Hintergrund auch nicht deshalb zu relativieren, weil die NAV-DEM 

nicht verboten ist und der Kläger sich im Rahmen von ebenfalls nicht verbote-

nen Veranstaltungen betätigt hat. Weder entfällt deswegen das Gewicht sei-

ner Unterstützungshandlungen für die PKK noch ergibt sich daraus, dass sich 

der Kläger über sein Tun im Unklaren gewesen wäre. Dass es gerade aus 

Gründen einer effektiven Gefahrenabwehr geboten sein kann, von einem Ver-

einsverbot abzusehen, wurde schon dargelegt. Da nach den Feststellungen 

des Senats das Verhalten des Klägers gefahrbegründend ist und er die tatbe-

standlichen Festlegungen des § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG bestätigt, kann der 

Senat offen lassen, ob jedenfalls im Kontext des § 53 Abs. 3 AufenthG i. V. 

m. Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie hier ausnahmsweise und unge-

achtet der Fallkonstellation des endgültigen und glaubhaften Abstandneh-

mens gewissermaßen als „Zwischenstufe“ eine konkrete Widerlegungsmög-

lichkeit der gesetzlichen Gefahrenannahme zugelassen werden muss. 

 

Soweit der Gerichtshof der Europäischen Union in seiner in Bezug genommen 

Entscheidung im weiteren auf das Fortbestehen des Flüchtlingsstatus hin-

weist, wenn ein Mitgliedstaat das Aufenthaltsrecht aufgrund des Art. 24 Abs. 

1 der Qualifikationsrichtlinie widerruft (a.a.O., Rn. 94 f.; so auch schon der 

Senat in seinem Urteil vom 14.05.2014 - 11 S 2224/13 -, juris, Rn. 128 ff. m. 

w. N.) und er daraus ableitet, dass dieser sich bei deshalb weiterhin gestatte-

tem Aufenthalt auch ungeschmälert (a.a.O., Rn. 96) auf die sozialen Vergüns-

tigungen nach Kapitel VII der Qualifikationsrichtlinie berufen kann, steht dies 

in vorliegendem Fall der Ausweisung nicht entgegen.  

 

Kapitel VII der Richtlinie gewährleistet jedem Flüchtling Schutz vor Zurück-

weisung, das Recht auf Information, Wahrung des Familienverbands, Ausstel-

lung von Reisedokumenten, Zugang zur Beschäftigung, zu Bildung, zu Sozi-

alhilfeleistungen, zu medizinischer Versorgung und zu Wohnraum, auf Freizü-

gigkeit innerhalb des fraglichen Mitgliedstaats sowie Zugang zu Integrations-

maßnahmen. Einschränkungen dieser Rechte sind bei einem anerkannten 
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Flüchtling nur nach Maßgabe dieses Kapitels der Qualifikationsrichtlinie zu-

lässig (a.a.O., Rn. 97).  

 

Die die Ausweisung tragenden „zwingenden Gründe der nationalen Sicherheit 

oder öffentlichen Ordnung“ stellen, soweit sie diese Rechte nach Kapitel VII 

berühren, zulässige Beschränkungen im Sinne der Richtlinie dar.  

 

Wird mit der Ausweisung das Erlöschen der Niederlassungserlaubnis (§ 51 

Abs. 1 Nr. 5 AufenthG) bezweckt und ist zugleich eine tatsächliche Aufent-

haltsbeendigung nicht beabsichtigt, wovon hier mit Blick auf den Flüchtlings-

status des Klägers auszugehen ist, werden der Schutz vor Zurückweisung 

nach Art. 21 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie, das Informationsrecht aus Art. 

22 der Qualifikationsrichtlinie sowie der Anspruch auf Wahrung des Familien-

verbandes nach Art. 23 der Qualifikationsrichtlinie schon nicht tangiert. Dafür, 

dass vorliegend das Recht auf Bildung nach Art. 27 der Qualifikationsrichtli-

nie, der Zugang zu Wohnraum nach Art. 32 der Qualifikationsrichtlinie oder zu 

Integrationsmaßnahmen nach Art. 34 der Qualifikationsrichtlinie betroffen sein 

könnte, ist gleichfalls nichts ersichtlich. 

 

Soweit durch den Duldungsstatus des Klägers dessen Recht auf Aufnahme 

einer (selbstständigen oder unselbstständigen) Erwerbstätigkeit nach Art. 26 

der Qualifikationsrichtlinie zunächst kraft Gesetzes mit einem präventiven 

Verbot mit Erlaubnisvorbehalt belegt ist, ist dieser für sich genommen unbe-

denklich, zumal sich aus § 4 Abs. 3 Satz 3 AufenthG ergibt, dass dieser nicht 

gilt, wenn dem Ausländer auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, 

eines Gesetzes oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit gestattet 

ist, ohne dass er hierzu durch einen Aufenthaltstitel berechtigt sein muss. So 

liegt der Fall hier, da diese Vorschrift mit Blick auf den vorrangigen Art. 26 der 

Qualifikationsrichtlinie auszulegen ist. Unbeschadet dessen ist für den Senat 

im konkreten Fall aber auch nicht ersichtlich, dass der Kläger durch Ein-

schränkungen seiner rechtlichen Möglichkeiten, einer Erwerbstätigkeit nach-

zugehen, in tatsächlicher Hinsicht unzumutbar belastet wäre, nachdem er 

trotz seines langjährigen Aufenthalts in Deutschland nur für jeweils kurze und 

länger zurückliegende Zeiträume überhaupt einer solchen nachgegangen ist. 
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Aufgrund der Ausweisung greifen im konkreten Fall jedoch die angeordneten 

Maßnahmen nach § 56 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 AufenthG (Meldepflichten, 

Aufenthaltsbeschränkung auf den Stadtbezirk XXXXXXX). Diese dienen un-

mittelbar der Abwehr bzw. Eindämmung der von Kläger ausgehenden Gefah-

ren und schränken insoweit das Recht des Betroffenen auf ein Reisedoku-

ment nach Art. 25 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie sowie das Recht auf Frei-

zügigkeit innerhalb der Bundesrepublik nach Art. 33 der Qualifikationsrichtli-

nie in sachangemessener Weise ein. Art. 25 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie 

verpflichtet zur Erteilung eines Reisedokumentes auch für Reisen ins Aus-

land, es sei denn, Gründe der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen 

Ordnung stehen dem entgegen. Art. 33 der Qualifikationsrichtlinie verlangt 

von den Mitgliedstaaten, dass Personen, denen internationaler Schutz zuer-

kannt worden ist, Bewegungsfreiheit in ihrem Hoheitsgebiet zu gestatten „un-

ter den gleichen Bedingungen und Einschränkungen wie für andere Dritt-

staatsangehörige, die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufhalten“. 

Nachdem im persönlichen Verhalten des Klägers „zwingende Gründe der na-

tionalen Sicherheit oder öffentlichen Ordnung“ im Sinne des Art. 24 Abs. 1 der 

Qualifikationsrichtlinie gegeben sind, liegt ein Versagungsgrund im Sinne des 

Art. 25 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie vor, da die Einschränkung seiner 

Reisemöglichkeiten gerade dazu dient, sein die PKK unterstützendes Verhal-

ten zumindest deutlich zu erschweren. Daraus rechtfertigt sich auch die Ein-

schränkung seiner Freizügigkeit innerhalb des Bundesgebietes nach Art. 33 

der Qualifikationsrichtlinie. Das hat der Senat schon unter Zugrundelegung 

der Vergleichsgruppe von Drittstaatsangehörigen, die sich nach nationalem 

Recht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, festgestellt (VGH Bad.-Württ., 

Urteil vom 14.05.2014 - 11 S 2224/13 -, juris, Rn. 128 ff., m. w. N.).  

 

Da der Gerichtshof eine Ausweisung unter Berücksichtigung des Maßstabs 

des Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie auch dann für zulässig erachtet, 

wenn dadurch der Aufenthalt zwar rein tatsächlich nicht beendet werden soll, 

es aber dennoch notwendig erscheint, zumindest die Freizügigkeit von Dritt-

staatsangehörigen zu beschränken, um den Terrorismus zu bekämpfen und 

Gefahren für die öffentlichen Sicherheit und Ordnung einzudämmen (a.a.O., 
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Rn. 52), ist es nach Auffassung des Senats aus systematischen Gründen und 

zur Effektivierung des Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie angezeigt, 

dessen Wertungen auch insoweit zu berücksichtigen, als Reichweite und 

Grenzen der weiteren in Kapitel VII aufgeführten Rechte in entscheidungser-

heblicher Weise in Rede stehen. Denn eine Ausweisung, deren Folge sich im 

Erlöschen des Titels erschöpfen würde, ohne daran anknüpfend verhaltens-

steuernde Wirkungen zu entfalten, die geeignet und erforderlich sind, die Ge-

fahr wirksam einzudämmen, wäre letztlich wegen Zweckverfehlung unverhält-

nismäßig. Dies würde Art. 24 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie, in Fällen wie 

dem vorliegenden, die praktische Wirksamkeit nehmen und damit dessen Be-

deutung, wie er auch in den Erwägungsgründen 31 und 37 der Richtlinie zum 

Ausdruck kommt, verfehlen. 

 

Nach all ist es für den Senat auch folgerichtig, auf den Fall des Klägers nicht 

Art. 29 Abs. 1 der Qualifikationsrichtlinie, sondern dessen Absatz 2 entspre-

chend anzuwenden, nachdem die Mitgliedstaaten abweichend von Absatz 1 

die Sozialhilfe für Personen, denen (nur) der subsidiäre Schutzstatus zuer-

kannt worden ist, auf Kernleistungen beschränken kann. Dies gilt hier umso 

mehr, als es der Kläger im Gegensatz zu subsidiär Schutzberechtigten selbst 

in der Hand hat, durch eine Abkehr von seinen den Terrorismus unterstützen-

den Handlungen die Ursachen für diese Einschränkungen zu beseitigen und 

es gerade in der Logik des Duldungsstatus liegt, den Kläger zu einer dahin-

gehenden Verhaltensänderung zu bewegen. Soweit sich demnach ergeben 

sollte, dass der Kläger aufgrund seines Duldungsstatus und mangels ander-

weitiger Regelungen, die ihm, etwa als Familienangehöriger aus abgeleitetem 

Recht, einen vollen Anspruch auf Sozialhilfeleistungen nach dem SGB II ver-

schaffen könnten, auf die Leistungen des Asylbewerberleistungsgesetzes be-

schränkt ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG), steht dies nicht in Widerspruch zu Art. 

29 der Qualifikationsrichtlinie. Für Leistungsbeschränkungen in Bezug auf die 

medizinische Versorgung (§ 4 AsylbLG) im Sinne des Art. 30 der Qualifikati-

onsrichtlinie gilt nichts anderes. 

 

3. Dem dargestellten und nach gesetzlicher Wertung besonders schwerwie-

genden Ausweisungsinteresse steht ein gleichfalls besonders schwerwiegen-
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des Bleibeinteresse des Klägers gegenüber, da dieser eine Niederlassungser-

laubnis besessen hat, die gerade durch die Ausweisungsverfügung betroffen 

ist, er mit deutschen Familienangehörigen in familiärer Lebensgemeinschaft 

lebt und er sein Personensorgerecht für minderjährige ledige Deutsche ausübt 

(§ 55 Abs. 1 Nr. 1 und 4 AufenthG). Insoweit geht der Senat aufgrund der 

nicht weiter spezifizierten Angabe des Klägers, wonach sechs seiner sieben 

Kinder die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, davon aus, dass jedenfalls 

auch die noch in seinem Haushalt lebenden minderjährigen Kinder diese be-

sitzen. § 55 Abs. 2 Nr. 5 AufenthG tritt vorliegend hinter die insoweit speziel-

lere Vorschrift des § 55 Abs. 1 Nr. 4 AufenthG zurück (Neidhardt, in: HTK-

AuslR, § 55 AufenthG, zu Abs. 2 Nr. 5, Stand: 18.01.2016, Rn. 3: Auf-

fangnorm).  

 

4. § 53 Abs. 1 AufenthG verlangt davon ausgehend ein Überwiegen des Inte-

resses an der Ausreise, das unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein-

zelfalles im Rahmen einer umfassenden Verhältnismäßigkeitsprüfung festzu-

stellen ist, wobei in die hierbei vorzunehmende Abwägung des Interesses an 

der Ausreise mit dem Bleibeinteresse die in § 53 Abs. 2 AufenthG niederge-

legten Umstände in wertender Gesamtbetrachtung einzubeziehen sind. Diese 

sind, nach den Umständen des Einzelfalles, insbesondere die Dauer des Auf-

enthalts des Ausländers, seine persönlichen, wirtschaftlichen und sonstigen 

Bindungen im Bundesgebiet und im Herkunftsstaat oder in einem anderen zur 

Aufnahme bereiten Staat sowie die Folgen der Ausweisung für Familienange-

hörige und Lebenspartner, wobei die in Absatz 2 aufgezählten Umstände we-

der abschließend zu verstehen sind, noch nur zu Gunsten des Ausländers 

ausfallen müssen. Zudem sind stets die grund- und konventionsrechtliche 

Stellung des Ausländers und seiner Familie und die sich daraus ergebenden 

Gewichtungen in den Blick zu nehmen. Umstände im Sinne des § 53 Abs. 2 

AufenthG prägen den Einzelfall insoweit, als sie über die den vertypten Inte-

ressen zugrunde liegenden Wertungen hinausgehen oder diesen entgegen-

stehen. Insbesondere in an dieser Stelle der Frage nachzugehen, ob und in 

welchem Maße die konkreten Umstände des Einzelfalles von vertypten ge-

setzlichen Wertungen abweichen (Bsp.: § 54 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG: Verurtei-

lung zu einer Freiheitsstrafe von 12 Jahren; § 55 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG: 30-
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jähriger rechtmäßiger Aufenthalt). Sind im konkreten Fall keine Gründe - etwa 

auch solche rechtlicher Art - ersichtlich, die den gesetzlichen Wertungen der 

§§ 54, 55 AufenthG entgegenstehen, wird regelmäßig kein Anlass bestehen, 

diese Wertungen einzelfallbezogen zu korrigieren. 

 

Eine schematische und alleine den gesetzlichen Typisierungen und Gewich-

tungen verhaftete Betrachtungsweise, die einer umfassenden Bewertung der 

den Fall prägenden Umstände, jeweils entsprechend deren konkreten Ge-

wicht, zuwiderlaufen würde, verbietet sich ebenso (BVerfG, Beschluss vom 

10.05.2007 - 2 BvR 304/07 -, NVwZ 2007, 946) wie eine „mathematische“ 

Abwägung im Sinne eines bloßen Abzählens von Umständen, die das Aus-

weisungsinteresse einerseits und das Bleibeinteresse andererseits begrün-

den.  

 

Davon ausgehend erweist sich die Ausweisung des Klägers als verhältnismä-

ßig, da hier das Ausweisungsinteresse das Bleibeinteresse des Klägers unter 

Berücksichtigung sämtlicher den Fall prägenden Umstände überwiegt.  

 

Vorliegend ist zunächst die dem Flüchtlingsstatus des Klägers geschuldete 

Besonderheit in Rechnung zu stellen, nach der im konkreten Fall eine tat-

sächliche Beendigung des Aufenthalts des Klägers wegen dessen Flücht-

lingsstatus nicht beabsichtigt ist, obgleich gewichtige Gründe für eine Aus-

weisung bestehen. Daher ist Bezugspunkt für die Verhältnismäßigkeitsfrage 

auch nur die Ausweisung in der hier erfolgten Form mit ihrer Folge einer ggf. 

auch langfristigen Duldung des Klägers im Bundesgebiet und seiner Überwa-

chung nach § 56 AufenthG sowie der schon dargestellten Einschränkungen 

der verschiedenen Folgerechte. 

 

Dem Ausweisungsinteresse, wie es sich im konkreten Fall darstellt, steht ein 

nach der gesetzlichen Wertungen des § 55 Abs. 1 Nr. 1 und 4 AufenthG eben-

falls besonders schwerwiegendes Bleibeinteresse gegenüber. Hinzu treten 

auf Seiten des Klägers dessen Anspruch auf Achtung seiner familiären Bin-

dungen nach Art. 8 Abs. 1 EMRK und Art. 6 GG. Im weiteren ist sein mit über 

17 Jahren über den in § 55 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG verlangten mindestens fünf-
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jährigen rechtmäßigen Inlandsaufenthalt hinausgehender rechtmäßiger Auf-

enthalt zu berücksichtigen. Das Gewicht dieser Umstände ist, soweit es nicht 

schon über § 55 Abs. 1 Nr. 1 und 4 AufenthG erfasst wird, aus § 53 Abs. 2 

AufenthG (über fünfjähriger rechtmäßiger Aufenthalt des Klägers im Bundes-

gebiet) und den grund- und konventionsrechtlichen Wertungen mit Blick auf 

die Folgen der Ausweisung auf diese Umstände zu ermitteln. 

 

Wegen der familiären Bindungen des Klägers im Bundesgebiet folgt aus Art. 6 

GG zwar unmittelbar kein Aufenthaltsrecht, dieses Grundrecht gebietet aber 

die Berücksichtigung der in Art. 6 GG enthaltenen wertentscheidenden 

Grundsatznorm, nach der der Staat die Familie zu schützen und zu fördern 

hat (vgl. hierzu ausf.: Hoppe/Samel in: Rensen/Brink (Hrsg.) Linien der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 2009, S. 137 ff.). Diese 

verpflichtet dazu, bei der Entscheidung über aufenthaltsbeendende Maßnah-

men die familiären Bindungen des den (weiteren) Aufenthalt begehrenden 

Ausländers an Personen, die sich berechtigterweise im Bundesgebiet aufhal-

ten, pflichtgemäß, d. h. entsprechend dem Gewicht dieser Bindungen, zur 

Geltung zu bringen (vgl. BVerfG, Beschlüsse vom 12.05.1987 - 2 BvR 

1226/83, 101/84 313/84 -, NJW 1988, 626 und vom 18.04.1989 - 2 BvR 

1169/84 -, NJW 1989, 2195; Beschluss vom 23.01.2006 - 2 BvR 1935/05 -, 

NVwZ 2006, 682). Daraus kann sich die Unverhältnismäßigkeit einer Auswei-

sung ergeben, wenn ein gemeinsames Familienleben in Deutschland durch 

diese unmöglich gemacht würde und es den Familienmitgliedern nicht zumut-

bar wäre, die Familiengemeinschaft im Ausland herzustellen (BVerfG, Be-

schluss vom 18.04.1989 - 2 BvR 1169/84 -, NJW 1989, 2195). Für das Recht 

auf Achtung des Familienlebens aus Art. 8 Abs. 1 EMRK ergibt sich nichts 

anderes (zu den Kriterien vgl. insbesondere EGMR, Urteil vom 18.10.2006 - 

46410/99 <Üner> -, NVwZ 2007, 1279; Urteil vom 02.08.2001 - 54273/00  

<Boultif> -, InfAuslR 2001, 476 -; ausführlich Mayer, VerwArch 2010, 482 

<530 ff.>, m. w. N.). 

 

Soweit sich aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu Art. 2 

Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG bei langjährigem rechtmäßigen Inlandsaufent-

halt aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ergibt, dass die Dauer des Aufent-
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halts im Bundesgebiet, die Integration in die deutsche Gesellschaft, auch so-

weit sie keinen familiären Bezug hat, und das Fehlen tatsächlicher Bindungen 

an den Staat seiner Staatsangehörigkeit bei einer Ausweisung angemessen 

zu gewichten sind (BVerfG, Beschluss vom 10.08.2007 - 2 BvR 535/06 -, 

NVwZ 2007, 1300), ist ein Gleichlauf zur Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs für Menschenrechte festzustellen, der unter dem Recht auf Ach-

tung des Privatlebens nach Art. 8 Abs. 1 EMRK das Netz an persönlichen, 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Beziehungen fasst, die für das Privat-

leben eines jeden Menschen schlechthin konstitutiv sind (EGMR, Urteil vom 

09.10.2003 - 48321/99  <Slivenko> -, EuGRZ 2006, 560). Diesen Beziehun-

gen kommt bei fortschreitender Dauer des Aufenthalts wachsende Bedeutung 

zu (so BVerfG, Beschluss vom 10.05.2007 - 2 BvR 304/07 -, NVwZ 2007, 946; 

Thym, EuGRZ 2006, 541 <544>; Hoppe, ZAR 2006, 125 <130>; Hofmann, in: 

Kluth/Heusch, BeckOK AuslR, Art. 8 EMRK, Stand: 01.11.2015, Rn. 20 ff., m. 

w. N.; Beichel-Benedetti, in: Huber, AufenthG, 1. Aufl., 2010, Vorb §§ 53-56 

AufenthG, Rn. 14 ff.). Daraus folgt auch für Ausweisungen von Ausländern, 

die über keine schützenswerten familiären Bindungen im Sinne von  

Art. 8 Abs. 1 EMRK bzw. Art. 6 GG verfügen, eine Verpflichtung zur einzel-

fallbezogenen Abwägung unter angemessener Berücksichtigung dieser das 

Recht auf Privatleben konstituierenden Bindungen. Fehlen Bindungen an den 

Herkunftsstaat kann sich daraus eine Unverhältnismäßigkeit der Ausweisung - 

selbst bei langjährigen Freiheitsstrafen und zahlreichen Verurteilungen - er-

geben (vgl. die Nachweise bei Mayer, a. a. O.).  

 

So liegt der Fall hier jedoch nicht. Denn die Ausweisung des Klägers führt 

nicht zur Beendigung seines tatsächlichen Aufenthalts in Deutschland. Vorlie-

gend sind die tatsächlichen Bindungen des Klägers durch die Ausweisung al-

lerdings dadurch betroffen, dass ihn die Überwachungsmaßnahmen nach  

§ 56 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 AufenthG in seiner Bewegungsfreiheit be-

schränken. Soweit ihm diese seine Möglichkeiten zur Fortführung gerade der 

streitgegenständlichen Aktivitäten erschweren, ist dadurch, wie das Verwal-

tungsgericht zutreffend ausgeführt hat, ein rechtlich anerkennenswertes Inte-

resse des Klägers schon nicht berührt. Die Einschränkungen seiner Rechte 

aus Art. 29 und 30 der Qualifikationsrichtlinie (Sozialhilfe und medizinische 
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Versorgung) sind objektiv betrachtet geeignet und erforderlich, um den Kläger 

zu einer Verhaltensänderung zu bewegen. Die für ihn eintretenden Ein-

schränkungen seiner Bewegungsmöglichkeiten sind aus den schon dargeleg-

ten Gründen erforderlich und auch zumutbar. Die für seine Familienmitglieder 

mit den Einschränkungen der Bewegungsmöglichkeiten des Klägers und sei-

ner genannten Rechte verbundenen Folgen sind allenfalls mittelbarer Art und 

als solche auch verhältnismäßig, zumal sie - als mildere Mittel zur tatsächli-

chen Beendigung des Aufenthalts - einzig dem Umstand geschuldet sind, 

dass der Beklagte gerade auf den Flüchtlingsstatus des Klägers Rücksicht 

nimmt, obwohl dieser Gründe setzt, die gefahrenabwehrrechtliche Maßnah-

men zum Schutz hochrangiger Rechtsgüter erforderlich machen (vgl. hierzu 

BVerwG, Urteil vom 30.07.2013 - 1 C 9.12 -, juris, Rn. 24). Darüber hinaus 

sind weitere schützens- und nennenswerte Bindungen des Klägers in die hie-

sige Gesellschaft, die durch die Ausweisung in unzumutbarer Weise be-

schränkt würden, trotz des langjährigen rechtmäßigen Aufenthalts weder vor-

getragen worden noch ersichtlich. Der Kläger spricht kaum Deutsch, er war 

nur sporadisch und für kürzere Zeiträume überhaupt erwerbstätig und ist seit 

längerem von Sozialleistungen abhängig. Diese Umstände relativieren das 

Gewicht seines langjährigen rechtmäßigen Aufenthalts jedenfalls im Rahmen 

der Abwägung entscheidend. Schließlich ist noch zu berücksichtigen, dass es 

der Kläger in der Hand hat, durch eine glaubhafte Abkehr von seinem bisheri-

gen Verhalten eine Aufhebung der Wirkungen der Ausweisung nach § 11 Abs. 

4 Satz 1 AufenthG zu erreichen. Aus all dem ergibt sich bei wertender Be-

trachtung der widerstreitenden Interessen im konkreten Fall ein Überwiegen 

des Ausweisungsinteresses.  

 

5. Soweit sich, ungeachtet der Rechtsstellung des Klägers, aus den Stand-

Still-Klauseln des Art. 7 ARB 2/76, des Art. 13 ARB 1/80 bzw. des Art. 41 des 

Zusatzprotokolls zum Assoziierungsabkommen EWG/Türkei (ZP) ein Verbot 

ergibt, ohne zwingende Gründe neue Beschränkungen für sich ordnungsge-

mäß (vgl. EuGH, Urteil vom 07.11.2013 - C-225/12 <Demir> -, InfAuslR 2014, 

1) im Inland aufhaltende türkische Staatsangehörige einzuführen, die deren 

Möglichkeiten zur Aufnahme einer (abhängigen oder selbstständigen) Be-

schäftigung im Verhältnis zur Rechtslage bei Inkrafttreten dieser Regelungen 
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stärker begrenzen würden (vgl. etwa: EuGH, Urteile vom 10.07.2014 - C-

138/13 <Dogan> -, NVwZ 2014, 1081 und vom 17.09.2009 - C-242/06 <Sa-

hin> -, InfAuslR 2009, 413), führt dies nicht dazu, dass die §§ 53 ff. AufenthG 

in der ab dem 1. Januar 2016 geltenden Fassung außer Anwendung zu blei-

ben hätten.  

 

Mit der Neukonzeption des Ausweisungsrechts im Gesetz zur Neubestimmung 

des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung vom 27. Juli 2015 (BGBl. I, 

S. 1386) will der Gesetzgeber ausweislich der Gesetzesbegründung der Ent-

wicklung Rechnung tragen, „wonach das bisherige dreistufige Ausweisungs-

recht durch die höchstrichterliche Rechtsprechung ohnehin mehr und mehr zu 

einer Ermessensausweisung mit umfassender Abwägung aller Umstände des 

Einzelfalls zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit modifiziert worden ist.“ (BT-

Drs. 18/4097). Die Änderungen des Ausweisungsrechts dienen danach der 

Anpassung an die Entwicklung dieser Rechtsprechung und sie sollen Rechts-

unsicherheiten im Ausweisungsrecht beseitigen und die Arbeit der Ausländer-

behörden erleichtern. Aus dem mit der Neuregelung einhergehenden Sys-

temwechsel, weg von einer Ausweisung im Ermessenswege, hin zu einer 

zwar gebundenen, dafür aber anhand des Maßstabes der Verhältnismäßigkeit 

zu messenden, folgt daher bei der gebotenen Gesamtbetrachtung keine neue 

Beschränkung in Sinne der Stand-Still-Klauseln.  

 

Im Vergleich zu den Ausweisungsregelungen der Ausländergesetze seit 1965 

und dem Aufenthaltsgesetz a. F. lässt sich feststellen, dass das neue Aus-

weisungsrecht sich weitgehend von einer in Bezug auf die Interessen des 

Ausländers auf bloßen Verwaltungsvorgaben beruhenden Ermessensent-

scheidung des Ausländergesetzes 1965 (vgl. Kanein, Ausländerrecht, 4. Aufl., 

1988, § 10 AuslG) ebenso gelöst hat, wie von schematisierenden und inso-

weit bindenden gesetzlichen Vorgaben des Ausländergesetzes 1990 und des 

Aufenthaltsgesetzes a. F., die einer umfassenden Abwägung der konkreten 

Umstände des Einzelfalls entsprechend deren Gewicht entgegenstehen konn-

ten. Schematisierungen dieser Art und Wirkung waren auch der Anlass für die 

Gerichte, das bisherige Recht aus Gründen der Verhältnismäßigkeit, teilweise 

entgegen seinem Wortlaut, auszulegen und anzuwenden (vgl. Mayer, Ver-
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wArch 2010, 482 <483 ff.>, m . w. N.; Beichel-Benedetti, in: Huber, AufenthG, 

1. Aufl. 2010, Vorb §§ 53-56 AufenthG, Rn. 19 ff.). Während eine Ausweisung 

im Ermessenswege gerichtlich bislang nur eingeschränkt überprüfbar war (§ 

114 Satz 1 VwGO), stellt das neue Recht eine vollumfassende gerichtliche 

Überprüfung sicher. Das durch die neuen Regelungen aufgestellte Prüfpro-

gramm garantiert, wie die bisherigen Ausführungen deutlich machen, eine 

umfassende Berücksichtigung der den Fall prägenden Umstände. Der Verlust 

der Ermessensebene wird durch die nunmehr umfassende gerichtliche Kon-

trollpflicht in Bezug auf die Frage der Verhältnismäßigkeit aufgewogen (so 

auch: Neidhardt, a. a. O., Rn. 31; a. A.: Cziersky-Reis, in: Hofmann, Auslän-

derrecht, 2. Aufl., 2016, § 53 AufenthG, Rn. 42, der davon ausgeht, dass eine 

Ausweisung nach Ermessen immer günstiger für den Betroffenen sei als eine 

gebundene nach § 53 Abs. 1 AufenthG n. F.). Es wäre daher verfehlt, für die 

Frage einer neuen Beschränkung isoliert darauf abzustellen, dass es sich 

nunmehr bei der Ausweisungsentscheidung um eine gebundene handelt. We-

der Unions- noch Assoziationsrecht gebieten eine Ermessensentscheidung, 

sondern (nur) eine offene Güter- und Interessenabwägung (vgl. BVerwG, Ur-

teil vom 02.09.2009 - 1 C 2.09 -, InfAuslR 2010, 3; vgl. zum Erfordernis einer 

wertenden Gesamtbetrachtung: BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 - 1 C 19.11 -, 

InfAuslR 2012, 397; VGH Bad.-Württ., Urteil vom 10.02.2012 - 11 S 1361/11 -, 

NVwZ-RR 2012, 492).  

 

Soweit § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG nunmehr, wie ebenfalls schon dargelegt, 

die Gefahr gesetzlich aus der Erfüllung des Tatbestandes ableitet, führt auch 

dies jedenfalls im konkreten Fall zu keiner Verschlechterung der Rechtsstel-

lung des Klägers, nachdem dessen tatsächliches Verhalten die gesetzliche 

Festlegung gerade bestätigt.  

 

Dass mit § 56 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 AufenthG im Falle einer Ausweisung 

die kraft Gesetzes geltenden Überwachungsmaßnahmen - in Abweichung zur 

früheren Rechtslage - nicht mehr die sofortige Vollziehbarkeit der Ausweisung 

voraussetzen, stellt gleichfalls keine neue Beschränkung in diesem Sinne dar. 

Die Stillhalteverpflichtung bedeutet nicht, dass jede Facette des Verwaltungs-

verfahrens und des Prozessrechts einer Änderung entzogen wäre. Die Mit-
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gliedstaaten verfügen aufgrund ihrer Verfahrensautonomie über einen Gestal-

tungsspielraum, der allerdings durch den Grundsatz der Effektivität und der 

Äquivalenz begrenzt wird (vgl. BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 - 1 C 19.11 -, 

InfAuslR 2012, 397; VGH Bad.-Württ., Urteil vom 10.02.2012 - 11 S 1361/11 -, 

NVwZ-RR 2012, 492). Lässt eine Änderung des Verfahrens - wie hier - die 

Effektivität des Rechtsschutzes mit Blick auf die dem türkischen Staatsange-

hörigen eingeräumten Rechte unverändert, so liegt keine „neue Beschrän-

kung“ vor. Es kann nicht ernsthaft in Frage stehen, dass insoweit effektiver 

gerichtlicher Rechtsschutz über eine einstweilige gerichtliche Regelung nach 

§ 123 VwGO erreicht werden kann. Vorliegend kommt es hierauf auch nicht 

an, da der Beklagte solche Maßnahmen modifizierend und durch Verwal-

tungsakt erlassen hat und insoweit Rechtsschutz nach §§ 80 ff. VwGO gege-

ben ist. 

 

Selbst wenn man den Rechtsfolgenwechsel - weg von der Einräumung von 

Ermessen, hin zu einer gebundenen Entscheidung - bzw. die weiteren darge-

stellten Änderungen des Ausweisungsrechts grundsätzlich als Maßnahmen 

ansehen wollte, die bezweckten oder bewirkten, dass die Ausübung der Frei-

zügigkeitsrechte durch einen türkischen Staatsangehörigen oder einen Fami-

lienangehörigen in einem Mitgliedstaat strengeren Voraussetzungen als den-

jenigen unterworfen wird, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bestim-

mungen in dem Mitgliedstaat gelten, wären diese Maßnahmen hier rechtlich 

zulässig. Denn die Einführung dieser - unterstellt - strengeren Voraussetzun-

gen wäre durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses im Sinne der 

Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union gerechtfertigt, ge-

rade weil der vorgenommene Systemwechsel dazu dient, das ursprüngliche, 

durch die Anforderungen der Rechtsprechung erheblich - teils gegen den 

Wortlaut - modifizierte Ausweisungsrecht wieder handhabbar und in sich 

schlüssig und nachvollziehbar zu machen. Die nunmehr gesetzliche Festle-

gung der Gefahr nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG ist mit Blick auf die vom 

Terrorismus ausgehenden Gefahren sicherlich gerechtfertigt, zumal sich aus 

praktischer Sicht kaum Fallkonstellationen denken lassen, bei denen eine sol-

che Gefahr zu verneinen sein könnte, obwohl ein Unterstützen einer terroristi-
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schen Vereinigung tatbestandlich vorliegt und eine glaubhafte Abwendung 

hiervon - die das Gesetz ausdrücklich zulässt - nicht erfolgt ist.  

 

II. Nicht verfahrensgegenständlich ist die vom Verwaltungsgericht getroffene 

Befristungsentscheidung, nachdem der Kläger mit seinem Berufungsantrag, 

der gemäß § 124a Abs. 3 VwGO nicht nur begründende sondern auch be-

grenzende Wirkung hat, alleine die Aufhebung der Ausweisungsverfügung des 

Beklagten beantragt und er auch in seiner Berufungsbegründung auf die Be-

fristungsfrage nicht abgestellt hat (vgl. BVerwG, Beschluss vom 10.03.2011 - 

2 B 37.10 -, juris).  

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Die Revision war wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtsache (vgl.  

§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) zuzulassen. 

 
Rechtsmittelbelehrung 

 

Gegen das Urteil steht den Beteiligten die Revision an das Bundesverwaltungsge-

richt zu. 

 

Die Revision ist bei dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schubertstra-

ße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, innerhalb eines 

Monats nach Zustellung dieses Urteils schriftlich einzulegen. Die Revisionsfrist ist 

auch gewahrt, wenn die Revision innerhalb der Frist bei dem Bundesverwaltungsge-

richt schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung der Bun-

desregierung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundesverwaltungsge-

richt und beim Bundesfinanzhof vom 26. November 2004 (BGBl. I S. 3091) eingelegt 

wird. 

 

Die Revision muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

 

Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu be-

gründen. Die Begründung ist bei dem Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 

04107 Leipzig, schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen. 
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Die Begründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm 

und, soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen angeben, die den 

Mangel ergeben. 

 

Für das Revisionsverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die 

Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte 

vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor 

dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind nur 

Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 

Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, eines anderen Vertrags-

staates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, 

die die Befähigung zum Richteramt besitzen, zugelassen. Behörden und juristische 

Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 

öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Be-

schäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung 

zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebil-

deten Zusammenschlüsse  vertreten lassen.  

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 VwGO 

bezeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten juristischen 

Personen gemäß § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevollmächtigte zugelassen, 
jedoch nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im Sinne des § 52 Nr. 4 

VwGO betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten und in Angelegenheiten, 

die in einem Zusammenhang mit einem gegenwärtigen oder früheren Arbeitsverhält-

nis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, ein-

schließlich Prüfungsangelegenheiten. Die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 

Bevollmächtigten müssen durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt han-

deln. Ein Beteiligter, der nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 VwGO zur 

Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. 

 

 

Funke-Kaiser                           Dr. Beichel-Benedetti                    Dr. Hoppe 
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Beschluss vom 13. Januar 2016 
 

Der Streitwert wird gem. § 63 Abs. 2, § 47 Abs. 1, § 52 Abs. 2 und § 39 Abs. 

1 GKG auf 10.000,- EUR festgesetzt. 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

 

 

Funke-Kaiser                     Dr. Beichel-Benedetti              Dr. Hoppe 
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